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Beginn der Sitzung: 20 Uhr 50 Minuten 

Vor s i t zen d e: Präsident Pöder, Zweiter 
Präsident Dr. Marga Hubinek. 

***** 

Präsident Dr. Marga Hubinek: Die Sitzung ist 
er ö f f ne t. 

Die nicht am Schluß der 125. Sitzung vom 
13. Dezember 1989 verlesenen Teile des Amtli­
chen Protokolls dieser Sitzung sind in der Parla­
mentsdirektion aufgelegen und unbeanstandet ge­
blieben. 

Ver hin der t sind die Abgeordneten Ver­
zetnitsch, Dr. Helga Hieden-Sommer, Dr. Helga 
Rabl-Stadler, Dr. Neisser, Kurt Bergmann u~d 
Dr. Stix. 

Einlauf 

Präsident Or. Marga Hubinek: Ich gebe be­
kannt, daß die Anfragebeantwortungen 4317/AB 
bis 4320/AB eingelangt sind. 

Behandlung der Tagesordnung 

Präsident 01'. Marga Hubinek: Es ist vorge­
schlagen, die Debatte über die Punkte 2 und 3 der 
heutigen Tagesordnung zusammenzufassen. 

Wird dagegen ein Einwand erhoben? - Das ist 
nicht der Fall. 

1. Punkt: Bericht des Verfassungsausschusses 
über den Antrag 312/A der Abgeordneten Dr. 
Cap, Dr. Taus und Genossen betreffend ein Bun­
desgesetz, mit dem das Parteiengesetz geändert 
wird (1165 der Beilagen) 

Präsident Dr. Marga Hubinek: Wir gehen in die 
Tagesordnung ein und gelangen zum 1. Punkt: 
Antrag 312/A betreffend ein Bundesgesetz, mit 
dem das Parteiengesetz geändert wird. 

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Piller. 
Ich bitte ihn, die Debatte zu eröffnen. 

Berichterstatter Piller: Frau Präsidentin! Ho­
hes Haus! Die Abgeordneten Dr. eap, Dr. Taus 
und Genossen haben den gegenständlichen Initia­
tivantrag, der den Entwurf einer Änderung des 
Parteiengesetzes beinhaltet, im Nationalrat am 
29. November 1989 eingebracht. 

Der Verfassungsausschuß hat die gegenständli­
che Vorlage in seiner Sitzung am 6. Dezember 
1989 in Verhandlung gezogen. Nach eingehender 
Diskussion hat der Ausschuß mehrstimmig be­
schlossen, dem Hohen Hause die Annahme des 
Gesetzentwurfes zu empfehlen. 

Der Verfassungsausschuß stellt somit den 
An t rag, der Nationalrat wolle dem dem 
schriftlichen Ausschußbericht angeschlossenen 
Gesetzentwurf die verfassungsmäßige Zustim­
mung erteilen. 

Frau Präsidentin, für den Fall, daß Wortmel­
dungen vorliegen, bitte ich. die Debatte fortzuset­
zen. 

Präsident Or. Marga Hubinek: Ich danke dem 
Herrn Berichterstatter. 

Zum Wort gemeldet hat sich Herr Abgeordne­
ter Dr. Frischenschlager. 

~O.53 

Abgeordneter Or. Frischenschlager (FPÖ): 
Frau Präsidentin! Hohes Haus! Zu später Stunde 
- es ist fast 21 Uhr - soll nach einem Plan der 
beiden Regierungsparteien mit diesem Antrag 
von Dr. .~ap und Dr. Taus die Parteienfinanzie­
rung in Osterreich auf eine qualitativ neue Ebene 
gestellt werden, gesetzlich geändert werden, was 
de facto dazu führt, daß die Parteienförderung -
zumindest in Wahlkampf jahren - um rund 
100 Millionen Schilling erhöht und damit verdop­
pelt werden soll, und zwar für Wahlkampfkosten­
ersatz. Das mit einer Begründung, die folgender­
maßen lautet: 

"Das österreichische Parteienrecht unterschei­
det sich jedoch von jenem der meisten anderen 
Demokratien darin, daß ein derartiger Förde­
rungsbeitrag lediglich zu den kontinuierlichen 
Kosten der politischen Parteien gewährt wird, 
nicht jedoch zu den Kosten der Wahlwerbung, die 
erfahrungsgemäß fltr politische Parteien in be­
sonderem Maße finanziell belastend sind." 

Mit dieser Begründung wollen elie Regierungs­
parteien diese Wahlkampfkostenerstattung nun 
gesetzlich verankern und eröffnen, dieselben Par­
teien - daran möchte ich erinnern -, die zu Be­
ginn dieser Legislaturperiode - zum Nachteil der 
Oppositionsparteien - die Parteienförderung 
ganz massiv um Millionen Schilling eingeschränkt 
haben und damit zumindest die freiheitliche Op­
position für ihren Wahlerfolg bestrafen wollten. 

Meine Damen und Herren! In der Begründung 
dieses Antrages stimmt der letzte Satzteil, daß 
Wahlkämpfe für alle Parteien "finanziell bela­
stend sind", was jedoch nicht stimmt, ist, daß 
nach dem derzeitigen Parteiengesetz Wahlkampf­
kosten nicht gefördert würden. Ganz im Gegen­
teil: Das Parteiengesetz, § 2 Abs. I, spricht von 
Öffentlichkeitsarbeit. In allen Berichten der Par­
teien werden natürlich Wahlkampfkostenanteile 
unter diesem Titel "Öffentlichkeitsarbeit" zu sub­
sumieren sein. 
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Meine Damen und Herren! Parteienfinanzie­
rung ist natürlich eine höchst sensible Angelegen­
heit, Wahlkampfkostenersatz ist etwas noch Sen­
sibleres. Es muß uns klar sein, daß dies ein The­
ma ist, das den Bürger höchst emotional berührt, 
weil er mit Wahlkampf, Wahlkampfkosten sehr 
leicht Verschleuderung von Geld verbindet, Ma­
terialschlachten, die ihm zum Hals heraushängen. 
Und gerade deshalb sollten wir bei der Wahl­
kampfkostenerstattung ganz besonders sensibel 
sein. (Beifall bei der FPÖ.) 

Meine Damen und Herren! Die Freiheitliche 
Partei bekennt sich dazu, daß in der Parteiende­
mokratie öffentliche Mittel für die politische Wil­
lensbildung durch Parteien herangezogen wer­
den, zugleich sind wir aber der Auffassung, daß 
wir sehr, sehr vorsichtig vorgehen müssen, wenn 
wir als Gesetzgeber beziehungsweise als parla­
mentarische Fraktionen Steuermittel für diesen 
Zweck heranziehen. Wir meinen, es ist nicht nur 
wichtig, daß diese Mittel, die der Steuerzahler für 
die Parteienarbeit zur Verfügung stellt, transpa­
rent gehandhabt werden müssen, sondern wir 
glauben vielmehr, daß die politische Willensbil­
dung über diese Parteienfinanzierungsgesetze 
transparent verlaufen muß. 

Und folgendes, meine sehr geehrten Damen 
und Herren von den Regierungsparteien, möchte 
ich in Erinnerung rufen: Die Zeiten sind vorbei, 
in denen man klammheimlich, ruck, zuck, zu spä­
ter Stunde eines Plenumstages die Parteienfinan­
zen so über den parlamentarischen Tisch ziehen 
konnte! (Beifall bei der FPÖ.) 

Uns muß klar sein, daß diese gewählte Vor­
gangsweise eine Zumutung für den Bürger ist, sie 
ist unakzeptabel für die politische Öffentlichkeit, 
sie fördert das Mißtrauen gegenüber den Parteien 
und fördert den Vorwurf, daß wir uns als Ent­
scheidende am Steuertopf selbst bedienen. 

Ich glaube, daß wir vorsichtig sein müssen, und 
deshalb verurteile ich die Vorgangsweise, wie sich 
die Fraktionen der Regierungsparteien dabei ver­
halten haben. 

Aber offensichtlich ist es so, daß die Parteien, 
die die Regierung tragen, sehr bald wählen wol­
len, sie stehen vor leeren Parteikassen, und des­
halb glaubt man, sich geradezu fluchtartig eines 
Gesetzesbeschlusses versichern zu müssen, in An­
betracht dieser finanziellen Notlage, die sicherlich 
alle Parteien - in unterschiedlicher Form -
trifft. Jedenfalls ist das eine Vorgangsweise, die 
die Öffentlichkeit gegen die Parteien aufbringen 
muß. (Beifall bei der FPÖ. - Abg. E l m eck er: 
Aber nehmen tut ihr das GeLd schon!) 

Meine Damen und Herren! Ich möchte Ihnen 
folgendes nachvollziehen: Am 29. November die­
ses Jahres, vor rund 14 Tagen, haben die Abge-

ordneten Taus und Cap diesen Antrag einge­
bracht; de facto haben ihn die Fraktionen vier 
Tage später, am 4. Dezember - an einem Mon­
tag -, vorgefunden. Es hat dann "zufälligerwei­
se" bereits am 6. Dezember eine Sitzung des Ver­
fassungsausschusses gegeben, und auf dessen Ta­
gesordnung hat man im Nachtrag diesen Antrag 
zum Parteiengesetz gestellt. (Abg. E l me c k er: 
Aber ihr nehmt das Geld schon, oder?) Kollege 
Elmecker, dazu komme ich schon noch. 

Da man in diesem Ausschuß nicht bereit war, 
in die Sache einzusteigen - es gab nur den Hin­
weis, daß es ohnehin Parteiengespräche gegeben 
hat, ohne daß man auf die höchstsensible Materie 
inhaltlich eingehen konnte, ohne daß es möglich 
war, zum Beispiel einen Unterausschuß einzuset­
zen -, hat die große Koalition diesen Beschluß 
gefaßt. Nun, wenige Tage später, sollen wir heute, 
nachdem dieser Tagesordnungspunkt ursprüng­
lich am Mittwoch hätte dran sein sollen, dann ist 
er auf Freitag verschoben worden, und nun ist er 
letzten Endes auf den Donnerstagabencl gefallen 
... (Zwischenruf des Abg. Dr. Fis ehe r.) Ganz 
richtig, Kollege Fischer. es war wunderbar. so et­
was habe ich noch nie erlebt: Ein Tagesordnungs­
punkt, der ursprünglich am Mittwoch auf der Ta­
gesordnung stand, ist dann schließlich auf der Ta­
gesordnung vom Freitag und dann auf der vom 
Donnerstag gelandet. 

Welchen Sinn das haben soll, weiß ich nicht, 
aber festzuhalten ist, daß wir ohne anständige 
parlamentarische Verhandlung dieser sensiblen 
Materie heute im Ruck-zuck-Verfahren diesen 
Antrag beschließen sollen. 

Und nun, Kollege Elmecker, zu Ihrem Ver­
dachtsmoment, wir würden doch heute hier die 
politische Verantwortung nicht tragen, aber das 
Geld nehmen wollen. Das haben sich die Regie­
rungsfraktionen auch ganz gut ausgedacht, wie 
man vorgeht, um uns nach Möglichkeit in dieser 
Frage mundtot zu machen. (Abg. K ö c k: Nehmt 
ihr's oder nehmt ihr's nicht?) 

Aber zunächst einmal möchte ich darauf einge­
hen, was Kollege Cap im Verfassungsausschuß 
gesagt hat, als ich mich gegen diese Vorgangswei­
se und gegen den Inhalt des Antrags gestellt habe. 
Da hat er eingewendet, das wäre ja abgesprochen 
gewesen. (Der Prä si den t übernimmt den 
Vorsitz.) 

Kollege Cap, es ist richtig, es hat vor rund ei­
nem Monat erste Gespräche gegeben, geführt von 
unserem Klubobmann, es war aber von Haus aus 
klar junktimiert, daß Wahlkampfkostenerstattung 
nur mit einer sehr strikten Wahlkampfkostenbe­
schränkung verknüpfbar ist! 

Es ist für uns heute wie damals unzumutbar, 
daß man der Öffentlichkeit zumutet, daß sie 
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Wahlkampfkosten mit Steuermitteln finanziert, 
und nicht zugleich in aller Schärfe festlegt, daß 
das kein Gießen in ein Faß ohne Boden ist. Es 
muß ganz klar sein, daß Wahlkampfkostenerstat­
tung nur mit einer sehr, sehr harten Wahlkampf­
kostenbeschränkung denkbar ist. Anders können 
wir .. nicht vor den Bürger treten. (BeifaLL bei der 
FPO. - Abg. Dr. S t eid I: Sagen Sie das [hrer 
steirischen Landesorganisation! ) 

Kollege Steidl! Da haben Sie sehr recht, aber da 
müssen Sie die ganze Geschichte kennen! Wenn 
eine Partei mit der regierenden Landeshaupt­
mann-Partei eine Parteienvereinbarung hat, die 
dann die regierende Partei bricht und wo sie dann 
Millionen an zugesagter Förderung entzieht, 
dann kommt eine kleine Partei in Schwierigkei­
ten. Genau das ist ja einer der Punkte, die wir 
diskutieren sollten: die Vorgangsweise der steiri­
schen ÖVP! (Z~1r'ischenrllf bei der FPÖ.) Lassen 
Sie das Beispiel, Kollege Steidl, das ist ein 
schlechtes, ein demokratieabträgliches, das kann 
ich Ihnen nur sagen. (Beifall bei der FPÖ.) Wir 
werden noch darüber debattieren, wie es zu dieser 
steirischen Situation kam und wie die politische 
Verantwortung war. (Abg. Sc h war zen b e r­
ger: Tatsache ist. daß sie kOllkursreif ist.') Ja, viel­
leicht, vielleicht. Durch politische Willkür der 
mächtigsten Partei in der Steiermark, einer Par­
tei, die in ihre Zeitung innerhalb von fünf Jahren 
350 Millionen gesteckt hat und dann diese Partei­
zeitung trotzdem einstellen mußte. Das ist die 
Wahrheit! Das sind die Zustände in der Steier­
mark! Und das sind die folgen, die daraus entste­
~~n! (BeifaLl bei der FPO. - Zwischenrufe bei der 
GVP. - Abg. Dr. K hol: Und l-vie ist das mit der 
Steuer?) 

Nachdem ursprünglich der Klubobmann Gu­
gerbauer im Gespräch mit anderen Klubobleuten 
und Generalsekretären gesagt hatte, diesen Ge­
danken werde man erörtern, aber in Verbindung 
mit einer sehr stringenten, harten Wahlkampfko­
stenbeschränkung, war dann Pause. Dann war 
nichts. Es wurde zugesagt, daß sich die General­
sekretäre, die Zentralsekretäre der Parteien zu­
sammensetzen. 

Wann ist das nun tatsächlich geschehen, Herr 
Kollege Cap? - An dem Tag, an dem Ihre Regie­
rungsparteien diesen Punkt der Wahlkampfko­
stenerstattung auf die Nachtragstagesordnung des 
Verfassungsausschusses am Vormittag gesetzt ha­
ben, haben Sie zu Mittag das Gespräch mit unse­
ren Generalsekretären gehabt, und da muß ich 
festhalten, daß das nicht als ernsthaftes Gespräch 
zu werten ist, daß das in die Nähe des Pflanz 
rückt. (Abg. Kar a s: Das traut er sich gegen die 
Schmidt zu sagen!) 

Fest steht, daß es nicht möglich ist, Wahl­
kampfkosten zu erstatten, durch Gesetz mit Steu­
ermitteln zu finanzieren, ohne daß wir im glei-

ehen Atemzug der Öffentlichkeit signalisieren, 
daß das keine endlose Finanzierung von Materi­
alschlachten ist, die dem Bürger zum Hals heraus­
hängen. Das wiss~!l wir doch alle miteinander. 
(Beifall bei der FPO.) 

Meine Damen und Herren! Ich sage das deshalb 
so deutlich, weil sich, nachdem bekanntgeworden 
ist. daß sich die Freiheitliche Partei gegen diese 
Vorgangsweise verwahrt, nachdem klar war, daß 
wir da nicht mittun, zumindest ein Generalsekre­
tär, nämlich der der ÖVP, wenigstens heute mit 
einem windigen Pressedienst an die Öffentlich­
keit gewandt hat. (Abg. Dr. K hol: "Windig"? -
Abg. Sc Iz l1! ar z e 11 b erg er: Was heißt dns?i Ja, 
windig! Das heißt zum Beispiel, Kollege Schwar­
zenberger, daß die Wahlkampfkosten, die Wahl­
mittel der sechs Wochen vor dem Wahltag erfaßt 
werden, wie es Kukacka vorschlägt. Eine reine 
Farce! 

Es sind Ihre Regierungsparteien, die zurzeit 
ganzseitige Inserate - angeblich rund ein Jahr 
vor dem Wahltag, daran möchte ich nur erinnern 
-, ganzseitige oder doppelseitige [nserate ein­
schalten: Vranitzky, Riegler und andere. (Abg. 
Mag. Ha Li pt: Flemming!) Kampagnen, die jetzt 
- angeblich ein Jahr vor dem Wahlkampf -
zig Millionen kosten müssen, das wissen Sie ganz 
genau! Und dann wollen Sie Wahlkampfkosten­
beschränkung uns hier auf den Tisch legen, wo 
die letzten sechs Wochen erfaßt werden? Das ist 
eine Farce! (Zwischenrllf des Abg. Dr. S 1 eid I.i 
Das ist eine Farce, Kollege Steidl, das müssen Sie 
zur Kenntnis nehmen. (Beifall bei der FPÖ.) Ein 
derartiger Vorschlag des Generalsekretärs Ku­
kacka ist nicht ernst zu nehmen, es ist eine Alibi­
handlung und zeigt genau, in welchem Sinne die­
se ganze Kampagne geführt werden soll und wie 
diese Beschlußfassung gebastelt werden soll. 
(Abg. 5 eh war zen be r ger: Die Hllbschraa­
berflüge von Haider sind auch nicht billig.') 

Ich halte fest: Sie haben eine Vorgangsweise ge­
wählt, die darauf abzielt, eigentlich fernab der 
Öffentlichkeit diesen Gesetzesbeschluß zu fassen. 
Sie machen scheinbare Zusagen in Richtung 
Wahlkampfkostenbeschränkung im Pressedienst 
am selben Tag, an dem wir das hier im Hohen 
Haus beschließen sollen. 

Und jetzt, Kollege Elmecker, erwarten Sie sich 
natürlich auch folgendes: Na, das ist eine Situa­
tion, wo die Oppositionsparteien in eine ganz 
schön unangenehme Lage kommen. Warum? Sie 
machen nämlich hier eine ganz schöne Zwick­
mühle auf! 

Sie sagen, nachdem Sie das durch einen Monat 
eher heimlich und eher überstürzt hier durch das 
Parlament ziehen wollten: Wir werden schauen, 
ob sich zum Beispiel die Freiheitlichen das abzu­
lehnen trauen, weil dann ja der Vorwurf kommen 
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kann: Ja aber nehmen tun s' das Geld schon! Sie 
wollen uns damit mundtot machen, Kollege EI­
mecker! Das ist völlig klar. 

Sie haben sich ein feines System ausgedacht bei 
diesem Antrag, Kollege Taus und Kollege Cap. 
(Abg. K ö c k: Nehmt ihr's oder nicht?) Sie haben 
sich gedacht, Sie machen das folgendermaßen: 

Entweder stimmen die Freiheitlichen - ich 
weiß nicht, was die Grünen tun werden - zu, 
dann heißt es: Mitgefangen, mitgehangen! Die 
Öffentlichkeit wird sich aufregen, sie wird es uns 
vorwerfen. wird aber sagen: Es waren ja eh alle 
einer Meinung, sind eh alle gleich. Sie hoffen, da­
mit drüber hinwegzukommen. - Das ist die eine 
Möglichkeit. 

Eine zweite Möglichkeit gibt es natürlich auch: 
Die Freiheitliche Partei lehnt ab. Dann kann man 
natürlich mit entsprechendem Gezeter, das Sie 
hier ankündigen, sagen: Aber nehmen tun sie es 
womöglich doch! Nehmen tun sie es vielleicht 
doch, unter Umständen auch deshalb, damit eine 
Wettbewerbsverzerrung zwischen den Parteien 
nicht so stattfindet, wie Sie es vorhaben! Ist ja 
ganz logisch, Sie beschließen es, die Freiheitli­
chen haben dagegen gestimmt, haben nicht die 
politische Verantwortung - wie Sie sagen werden 
- mitgetragen, aber sie nehmen es. 

Ich sage Ihnen ganz klipp und klar: Das ist eine 
unclemokratische, weil politisch erpresserische 
Vorgangsweise! (Abg. Dr. Jolanda 0 f fe Tl b eck: 
Na, dann nehmen Sie 's haLt nicht!) 

Sie bedienen sich mit zig Millionen aus dem 
Steuertopf, aber Sie werden sich wundern, wenn 
die anderen, obwohl Gleichheits- und Gerechtig­
keitsgründe dafür sprechen, das nicht tun! (Ironi­
sche Heiterkeit bei SPÖ und ÖVP.) Jetzt war das 
erleuchtende erleichternde Aha: Gott sei Dank, 
sie werden es nehmen! 

Ich kann Ihnen eines sagen: Wir beschließen 
heute hier ein Gesetz oder Sie gegen unsere Stim­
men, und ich werde ... (Abg. Dr. K hol: Oh, ihr 
Scheinheiligen.' Oh, ihr Hypokriten.') Ja, das ist ge­
nau das Erpresserische, das Sie vorhaben! (Abg. 
Dr. B L e n k: Wer "Sie''?) Das ist genau das Er­
presserische - völlig klar, völlig klar! -: Sie be­
dienen sich aus dem Steuertopf mit 100 Millionen 
zur Wahlkampfkostenerstattung (Abg. Dr. 
B l e n k: Sie nicht? - Abg. B a y r: Sie auch!) und 
wollen uns dadurch erpressen, daß Sie sich, wenn 
wir uns an diesem Theater nicht beteiligen, einen 
deutlichen Wahlkampfvorteil verschaffen, und 
erwarten sich, daß wir auf diese Art und Weise 
dann schön eingebunden sind. 

Ich sage Ihnen: Wir werden mit uns nicht auf 
diese Art und Weise verfahren lassen. Diese Freu-

de werden wir Ihnen nicht machen. (Beifall bei 
der FPÖ.) 

Ich sage Ihnen noch etwas: Das, was Sie sich 
hier an Wahlkampfkosten aus den Steuermitteln 
erstatten, wird Ihnen gar nicht so viel einbringen, 
daß Sie diesen Schindluder mit Steuermitteln aus­
gleichen werden. (Abg. Dr. B l e n k: Sie werden es 
nicht tun?) 

Heute kommt am Schluß dieser Debatte ... 
(Abg. Dr. B l e n k: Sie werden es also nicht tun? 
Darauf will ich eitle Antwon' - Abg. Dr. K hol: 
War das eitle Verzichtserklärung? - Abg. Dr. 
o f /l e r: Nein, hat er gesagt.' Das haben Sie nicht 
hören wollen!) Ich habe Ihnen eine klare Antwort 
gegeben. Ja, selbstverständlich! Da haben Sie 
nicht zugehört. 

Damit sich das noch verfeinert, haben Sie sich 
gedacht: Es könnte ja so sein, daß das Ganze ein 
Wahlkampf thema wird und sich womöglich nach 
dem Wahltag die Sache anders darstellt. Deshalb 
haben Sie eine AntragsteIlung eingebaut. Damit 
hier nicht die gesetzliche Förderung ipso jure ein­
tritt, haben Sie gesagt: Das muß antragsabhängig 
gemacht werden. Da kann man zumindest dann 
die Oppositionsparteien oder die Freiheitliche 
Partei an die Kandare nehmen. Sie muß wenig­
stens zu Kreuze kriechen, um sich das Geld zu 
holen. Und so hat man sie mit da herinnen! (Abg. 
Dr. B l e n k: Das werde/l Sie ja nicht lllll, hoffe 
ich.') 

Damit das aber nicht nach dem Wahltag pas­
siert, ist den Kollegen Taus und Cap noch ein 
Abänderungsantrag eingefallen. Damit man das 
nicht zum Wahlkampf thema machen kann, ha­
ben sie sich ausgedacht, daß der Antrag acht Wo­
chen vor der Wahl gestellt werden muß. Ge­
schickt ausgedacht, um die Erpressungen ein biß­
chen zu verfeinern. (Abg,. Dr. B I e n k: Historisch 
gesehen, hat sich die FPO noch nie geschellt. Geld 
zu nehmen.') 

Ich sage Ihnen noch einmal, daß diese Vor­
gangsweise hier im Parlament, aber auch der In­
halt der Vorlage der Demokratie in diesem Lande 
nicht gut tut, weil es der Bürger nicht akzeptieren 
wird, daß wir mit diesem Ruck-zuck-Verfahren 
diese Materie über den Tisch ziehen. Das wird 
nicht gehen! (Beifall bei der FPÖ. - Abg. R II -

ha l tin ger: Nehmt ihr's oder nicht? - Abg. Dr. 
K ö n i g: Das ist die Frage! - Abg. Ruh alt i n -
ger: Kassiert ihr oder nicht?) Ich habe Ihnen 
schon klar geantwortet: Wir nehmen es nicht! 
Aber Ihr hier zuvor erfolgter Aufschrei "Gott sei 
Dank, sie nehmen 's! zeigt Ihre wirkliche demo­
kratiepolitische Hinterfotzigkeit, weil Sie genau 
dieses erpresserische Moment hier einbringen 
wollten. Das ist die eigentlich .. skandalöse Vor­
gangsweise. (Beifall bei der FPO. - Zwischenruf 
des Abg. R 0 pp e r t.) 
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Völlig klar: Sie wollen, daß wir mithängen. daß 
Sie sagen können, die Freiheitlichen haben auch 
mitgestimmt, um nur ja diesen unguten Eindruck, 
vor dem Sie sich fürchten, zu verwischen. Sonst 
hätten Sie nicht diese Vorgangsweise gewählt, 
Kollege Roppert! Sonst hätten Sie in aller Öffent­
lichkeit in einem Unterausschuß diese sensible 
Materie behandelt und nicht in diesem klamm­
heimlichen Verfahren mit Nachtragstagesord­
nung, mit Herumschieben an den Plenumstagen 
- möglichst rasch, damit es die Öffentlichkeit 
nicht wahrnimmt! 

Sie scheuen sich, das zu machen. Ist doch die 
Wahrheit! Sonst wären Sie doch vor die Öffent­
lichkeit getreten und hätten gesagt: Wir brauchen 
dieses Geld, und demokratiepolitisch ist es ge­
rechtfertigt. - Nein, Sie scheuen elen Bürger. Das 
ist der Grund dieser Vorgangsweise. Die Opposi­
tion wollen Sie mit hineinpressen, damit die Op­
position dieses Thema nicht in die politische Aus­
einandersetzung bringen kann und Sie wenigstens 
den Halm haben: Aber nehmen tun sie es doch! 
- Das ist nicht die feine Klinge! Das ist erpresse­
risch, und deswegen spreche ich das hier auch of­
fen aus. (Beifall bei der FPÖ.) 

Aber nun zum Antrag selber, meine Damen 
und Herren! Ich habe schon gesagt: Natürlich ist 
es in einer parlamentarischen Demokratie, in ei­
nem Parteienstaat notwendig, daß öffentliche 
Mittel für die politische Arbeit der Parteien zur 
Verfügung stehen. Ich meine nur, daß die Wahl­
kampfkostenerstattung der schlechteste Ansatz 
dafür ist. Warum? - Das wissen wir alle. denn 
jeder von uns hat Wahlkämpfe geplant, durchge­
führt et cetera. Wir wissen ganz genau, daß das 
die Ausgabe der Parteien ist, die der Bürger am 
wenigsten akzeptiert und der er am kritischsten 
gegenübersteht. 

Deshalb, meine ich, sollten wir unsere Parteien­
förderung in die Bereiche leiten, wo es um die 
politische Auseinandersetzung in der Sache geht 
(Abg. Elfriede Kar l: Jetzl wird er besser!), zum 
Beispiel bei der Ausstattung der Fraktionen, Frau 
Kollegin Kart! Da erfahren wir alle tagtäglich, wie 
schwierig politische Arbeit und Willensbildung zu 
machen sind. Wenn wir die Förderung dorthin 
tun, wo wir in einer kontinuierlichen sachlichen 
Öffentlichkeitsarbeit, in der politischen Bildungs­
arbeit Gelder brauchen, wird - da bin ich sicher 
- das Verständnis des Bürgers größer sein als für 
die Finanzierung der Wahlkampfmaterialschlach­
ten aus Steuermitteln. Das ist ein Faktum. 

Deshalb meine ich, daß das der falsche Schritt 
ist, weil es der falsche Ansatz ist. Nicht die Wahl­
kampfkosten sollten erstattet werden, sondern es 
wäre wichtig, daß die anderen politischen Wil­
lensbildungsbereiche stärker gefördert werden. 
Dafür hätten wir auch das Verständnis des Bür-

gers zu erwarten. (Neuerlicher Beifall bei der 
FPÖ.J 

Meine Damen und Herren! Damit möchte ich 
zum Abschluß kommen. Unsere Kritik richtet 
sich darauf, daß Sie den Antrag, Kollege Taus, bei 
den Wahlkampfkosten ansetzen, nicht bei ande­
ren Bereichen der politischen Arbeit der Parteien. 
Ein damit verbundener Vorwurf ist, wenn Sie 
schon den Weg über die Wahlkampfkostenerstat­
tung gehen. daß Sie dann nicht zumindest im Pa­
rallelschritt eine massive gesetzliche Wahlkampf­
kostenbeschränkung setzen. Da gibt es ausländi­
sche Beispiele, die man heranziehen könnte. Das 
ist möglich. 

Ich sage gleich: Natürlich ist es den politischen 
Kräften unbenommen. in dieser Auseinanderset­
zung eines Wahlkampfes die Rahmenbedingun­
gen einer gesetzlichen Wahlkampfkostenerstel­
lung zu überschreiten, aber sie müssen dann auf 
gesetzliche Mittel verzichten. Das ist durchaus 
eine gangbare Möglichkeit. Wer öffentliche Mit­
tel, wer Steuermittel für den Wahlkampf in An­
spruch nehmen will. soll sich wenigstens eine 
sehr, sehr harte Wahlkampfkostenbeschränkung 
durch das Gesetz gefallen lassen. Das ist unsere 
Auffassung. Wir ~einen, es wäre sehr wichtig, 
daß das geschieht. 

Ein zweiter Punkt: Die 6-Wochen-Frist - ich 
habe das kurz angedeutet - ist tatsächlich eine 
Farce. Wir wissen ganz genau: Wahlkämpfe ent­
wickeln sich in einem Langzeit-, einem Vorwahl­
kampf und einem Intensivwahlkampf. Wir wer­
den der Öffentlichkeit nicht erklären können, 
warum wir lediglich die Wahlkampfmittel der 
letzten sechs Wochen in eine allfällige Wahl­
kampfkostenbeschränkung aufnehmen, wie es 
Kllkacka vorschlägt. Das ist zuwenig. Das sollten 
wir klar aussprechen. 

Drittens: Es kann nicht nur so sein, wie wir es 
im jetzt gültigen Parteiengesetz haben, wo taxativ 
einige Wahlkampfmittel aufgezählt sind. Es geht 
darum, die Wahlkampfkosten wesentlich breiter 
zu erfassen. Da zählen Fixkosten dazu, die jede 
Partei hat. Es ist ja eine Wahlkampfmaschinerie, 
die eigentlich - wie die Wahlkämpfe leider jetzt 
schon durch Jahre hindurch gezeigt haben -
dauernd strapaziert wird. Auch diese Fixkosten 
gehören hier mit hinein. Natürlich gehören alle 
organisatorischen Bereiche in einer Wahlkampf­
kostenbeschränkung auf Bundesebene erfaßt. 

Natürlich - als letzter Punkt - braucht es für 
gesetzliche Mittel auch eine gesetzliche öffentli­
che Kontrolle. Auch da gibt es ausländische Bei­
spiele, die heranzuziehen wir uns nicht zu scheu­
en brauchen. Eine Kontrolle durch unabhängige, 
aber öffentliche Organe und nicht nur durch 
Schiedsgerichte, die sich die Parteien ausmachen. 
Alle diese Möglichkeiten - Kollege Cap, ich 
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sehe, daß Sie den Kopf schütteln - könnte es 
geben, alle diese Dinge gehören aber zumindest 
erörtert. (Zwischenruf des Abg. Dr. BI e n k.) 

Damit, Kollege eap, zum Wesentlichen: Mag 
sein, daß ich in dem einen oder anderen Punkt 
irre. Es war aber jetzt bei dieser kommenden mas­
siven Wahlkampfkostenerstattungs- und Partei­
enfinanzierungssache nicht möglich, das in einer 
sauberen Art und Weise zu erörtern. Ich meine, 
daß diese öffentliche Diskussion vor aller politi­
schen Öffentlichkeit geführt werden muß. Es 
müssen unsere Argumente, warum wir öffentli­
che Mittel für Wahlkampfkostenerstattung her­
anziehen wollen, in der Öffentlichkeit auch 
standhalten. Wir sollen es eben nicht so klamm­
heimlich durchziehen, wie es jetzt offensichtlich 
geplant ist. 

Deshalb, meine Damen und Herren, stelle ich 
folgenden Antrag gemäß § 73 Abs. 3 Z. 2 des Ge­
schäftsordnungsgesetzes des Nationalrates: 

Antrag 

Der NationaLrat .volle beschließen: 

Der Antrag 312/A der Abgeordneten Dr. Cap 
und Dr. Taus in der Fassllng des Ausschußberich­
[es (/165 der Beilagen) ist zur weiteren Erörterung 
an den Verfassllngsausschllß r Ü c k z II ver w ei -
sen. 

Ich glaube, wir sollten diese Materie sauber, de­
mokratiepolitisch abgesichert, in aller Öffentlich­
keit diskutieren. Ich meine, wir tun der Demokra­
tie etwas Gutes, wenn wir diese Diskussion so 
führen und nicht anders. Alles andere würde dazu 
führen, daß wir das, was an Parteien verdrossen­
heit, das, was an Mißtrauen gegenüber den Partei­
en stark vorhanden ist, nur fördern. Das kann uns 
allen nicht guttun, und deshalb appelliere ich an 
Sie, diesem Rückverweisungsantrag zuzustim­
men. (Beifall bei der FPÖ.) 21.20 

Präsident: Für den Zuruf "Megäre" an die 
Frau Abgeordnete Partik-Pable erteile ich dem 
Abgeordneten Hofman!:l einen 0 r d nun g s -
ruf. (Beifall bei der FPO.) 

Als nächster Redner hat sich Herr Abgeordne­
ter Dr. Cap zu Wort gemeldet. Ich erteile es ihm. 
(Abg. Dr. Helene Par t i k - Pa b l e: Und was ist 
mit Ihrer Entschuldigung? Sie haben gesagt, mir 
gebührt ein Ordnungsruf!) Aus einem anderen 
Grund! Ich habe mich dafür nicht zu entschuldi­
gen. (Beifall bei der SPÖ und Beifall des Abg. Dr. 
König.) 

2121 _ 
Abgeordneter Dr. Cap (SPO): Hohes Haus! Ich 

habe selten einen Abgeordneten erlebt, der sich 
wie Abgeordneter Frischenschlager hier herau­
ßen gewunden hat wie ein Wurm und der hier 

von einer pharisäerhaften Argumentation in die 
andere pharisäerhafte Argumentation hineinge­
taumelt ist. Seine Zähne waren so lange bei dem 
Gedanken an das Geld, das hier beschlossen wird, 
so lange waren die Zähne bei dem Gedanken, was 
das für die FPÖ-Kassa bedeuten könnte! (Abg. 
Dr. Helene Par t i k - Pa b L e: Das ist ja noch 
nichts Böses, wenn man Lange Zähne kriegt!) 

Wenn Sie, Herr Abgeordneter Frischenschla­
ger, sagen, hier wird klammheimlich etwas be­
schlossen, dann kann ich nur sagen: Die Frage 
dieser Kostenrückerstattung ist doch bitte Gegen­
stand der öffentlichen Diskussion schon seit Ta­
gen und Wochen. Wenn Sie behaupten wollen, 
daß eine Titelzeile der "Kronen-Zeitung" etwas 
ist, das klammheimlich ist, obwohl das 2 Mil­
lionen Leser registrieren können, dann gibt es nur 
zwei Möglichkeiten: Entweder Sie lesen die "Kro­
nen-Zeitung" nicht - das spricht eher für Sie 
(Heiterkeit - Abg. Sc h i e der: Mutig!) - oder 
Sie wissen nicht, daß das damit natürlich für eine 
Öffentlichkeit bestimmt ist, die man absolut als 
öffentlich bezeichnen kann. - Punkt 1. 

Zum weiteren Punkt: Wir haben hier in Wirk­
lichkeit den Reflex des ertappten Diebes gehabt. 
Denn anfangs im Budgetausschuß waren nämlich 
alle vier dafür, sprich: Auch Sie waren dafür. 
(Hörthörtrllfe bei SPÖ und ÖVP.) Damals näm­
lich waren eben Vater des Gedankens wiederum 
die langen Zähne. die Ihr Repräsentant bekom­
men hat bei dieser Summe, daß er sich gedacht 
hat, hier sollte man doch mitstimmen. 

Ich will sagen, daß eigentlich sehr gute politi­
sche Gründe die Motivation dafür waren: Demo­
kratie kostet etwas. Eine bestimmte Form der 
Parteiendemokratie kostet auch etwas. Man soll 
das hier politisch diskutieren. Sie haben es auch 
versucht. (Abg. Dr. BI e 11 k: Da sind die Grünen 
ja noch Könige an Oppositionsgeist!) Sie haben es 
auch versucht, indem Sie nämlich gesagt haben: 
Na, diskutieren wir doch einmal über die Arbeits­
bedingungen der Abgeordneten hier im Haus! -
Das ist ein Punkt, wo wir uns sofort treffen. 
Wenn wir auf den Deutschen Bundestag schauen 
und uns ansehen, welche Arbeitsbedingungen die 
haben, welche Infrastruktur die haben, einen 
Rechtsexperten, ein Sekretariat und, und, und, 
unzählige Möglichkeiten, die die Chance geben, 
daß man als Abgeordneter wirklich ordentlich ar­
beiten kann, sage ich: In diesem Punkt haben Sie 
recht. 

Aber das hilft noch lange nichts. Wahlkämpfe 
sind Wahlkämpfe. Wahlkämpfe haben die Aufga­
be, daß die Parteien mit ihren Vorstellungen und 
Programmen an die Wähler herantreten, daß sie 
kommunizieren. (Zwischenruf des Abg. Ei g ru­
be r.) In einer Mediengesellschaft kostet die 
Kommunikation mit den Wählern einfach Geld. 
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Ob das jetzt die Inserate sind, ob das die Plakate 
sind, ob das die Broschüren sind, das kostet Geld. 

Wenn die Demokratie funktionieren soll. dann 
ist es immer noch am besten, wenn man weiß, 
woher dieses Geld kommt (Beifall bei SPÖ und 
ÖVPJ, und nicht so, daß man wochen- und mona­
telang zum Beispiel einen Dr. Haider immer wie­
der auffordern muß: Sagen Sie doch, woher ha­
ben Sie die Millionen für die Finanzierung Ihres 
Wahlkampfes in Kärnten gehabt! Woher denn? 
- Auch ein Wurm, schon der zweite Wurm jetzt 
aus Ihrer Partei! Wie er sich gewunden hat, hin 
und her, bis wir endlich erfahren haben, daß er 
irgendwo einen Gönner gehabt hat, der ihm seine 
Hubschraubereinsätze bezahlt hat! 

Hubschraubereinsätze sind sündteuer. Ich rede 
jetzt gar nicht von den Umweltfolgen durch die­
ses Herumgewurle da in den Alpen, das er da auf 
sich genommen hat, aber das ist sündteuer. 

Das ist immerhin bitte eine Form der Parteien­
finanzierung, die natürlich auch noch Gegenlei­
stLtngen fordert, Herr Abgeordneter Dr. Fri­
schenschlager! (Abg. E i g r II b e r: Das ist halt 
euch nicht eingefallen!) Denn ein Unternehmer, 
der einen Hubschrauber zur Verfügung stellt, 
wird das nicht aus reiner Lust und Tollerei ma­
chen, sondern wird sich erwarten, daß der Dr. 
Haider für ihn Gutes tut. (Abg. R 0 P per r: Mall 
hat es ja erlebt.') Was wir wissen wollen, ist ja 
nichts anderes als: Für wen muß er Gutes tun? 
Deswegen waren wir der Meinung, wir wollen 
hier Transparenz haben. 

Hier ist meine Auffassung von einer funktio­
nierenden Parteiendemokratie: Klare Quellenan­
gabe! Das kostet uns etwas, das ist richtig, aber 
auch die Sponsoren setzen von der Steuer ab. 
Auch das kostet den Steuerzahler was, das soll 
man nicht vergessen. Immer wenn Sie da sind und 
den Heiligenschein da einmal kurz um sich leuch­
ten lassen, immer gleich dazusagen, was die Alter­
nativen sind, woher Sie das Geld nehmen wollen! 
(Abg. Dr. HeLene Par t i k - Pa b l e: Sparen.' ) 
Wenn Sie es von den Sponsoren haben wollen, 
bitte, dann wissen Sie, auch in diesem Fall muß 
der Steuerzahler bezahlen. 

Demokratie kostet etwas. Ich werde das jetzt 
immer wieder wiederholen, offensichtlich hat sich 
das bei Ihnen noch nicht herumgesprochen. Das 
sind sehr grundsätzliche Gedanken, die man hier 
mit der Funktionsweise des Parteienstaates in 
Verbindung bringen muß. 

Sie sagen, es hätte hier eine Überrumpelungs­
strategie gegeben. Ich bitte Sie, Herr Abgeordne­
ter Or. Frischenschlager! Wieviel Zeit wollen Sie 
denn haben? In Wirklichkeit steckt doch dahinter 
etwas ganz anderes. Das habe ich vorhin schon 

mit dem Reflex "ertappter Dieb" anzusprechen 
versucht. 

Sie haben nämlich dann zu reagieren begonnen 
- zuerst waren das die Grünen, das darf man 
nämlich nicht vergessen, um die ganze Drama­
turgie dieses Sachverhaltes auch wirklich verste­
hen zu können -, als in den Zeitungen damit 
begonnen wurde, dieses Thema aufzuarbeiten. 

Hier wäre noch gesondert Medienkritik als ei­
genes Kapitel anzubringen, denn man muß sich 
die Sprache zu Gemüte führen, wie die Zeitungen 
das aufgearbeitet haben, nämlich: ,,100 Mille und 
kein bißchen weise." Das ist so diese Ganoven­
sprache, die hier verwendet wurde. Oder: "Das 
100-Millionen-Ding." Wieder die Ganovenspra­
che, mit der einfach versucht wird, hier im Unter­
bewußtsein unterschwellig zu suggerieren: Die 
Politiker, die Mächtigen, das sind in Wirklichkeit 
Gauner, die wollen sich da wieder etwas unter den 
Nagel reißen. Daher diese Begrifflichkeit. (Abg. 
Dr. B l eil k: Opportunisten stehen voll auf diese 
Formulierungen.') Man soll sich das auf der Zunge 
zergehen lassen und den demokratiepolitischen 
Effekt dieser Formulierungen bedenken. Aber 
das war jetzt ein gesondertes Kapitel. Jetzt wieder 
zu Ihnen zurück. 

Sie haben sofort - wie mit zwei Fingern in eier 
Steckdose - Angst bekommen. Bei "Sie" schaue 
ich jetzt ein bisserl weiter rauf, denn das waren 
die Grünen in diesem Fall - nicht die Grünen, 
die hier sitzen, sondern die Grünen, die draußen 
sitzen, die anderen Grünen sozusagen, in der Ge­
stalt des Herrn Voggenhuber und anderer -, die 
elen ersten Rückpfiff veranstaltet haben, weil 
auch der Vertreter der Grünen im Budgetaus­
schuß dafür war. 

Jetzt sage ich Ihnen von der FPÖ folgendes: 
Dann war bei Ihnen der Effekt, Sie hätten ganz 
gern, aber es darf nicht eine gute Oppositionspar­
tei und eine böse Oppositionspartei geben, daher 
tapp, tapp, tapp, und Sie waren schon wieder da­
bei und haben dann irgendwelche Argumentatio­
nen erfunden, um die Kurve zu kratzen, elenn 
schließlich waren Sie ja ursprünglich dafür. Diese 
Kurvenkratzer-Argumentation haben Sie heute in 
Ihrer verwurmten Darstellung hier im Parl.~ment 
~~arzumachen versucht. (Beifall bei SPO und 
OVP.) Das ist in Wirklichkeit die Dramaturgie. 

Sie sprechen hier von "Pflanz" und Wahl­
kampfkostenbeschränkung und so weiter. Ich bit­
te Sie, das ist doch auch nicht das erste Mal. Wir 
haben doch schon 1986 eine Wahlkampfkosten­
beschränkung gehabt. (Abg. Dr. Fr i s ehe n -
sc h l ag er: Und was war?) Wir haben es schon 
vorher gehabt: 1983. Die Schiedsrichter sind 
nichts Neues. 
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Sie kennen - ich sage das, weil Sie Transpa­
renz erwähnt haben - das Parteiengesetz. Dort 
steht im § 4: 

Punkt 1: "Die politischen Parteien haben über 
die widmungsgemäße Verwendung der Zuwen­
dungen genau Aufzeichnungen zu führen." 

Punkt 2: "Diese Aufzeichnungen und alle da­
zugehörigen Unterlagen sind von zwei beeideten 
Wirtschaftsprüfern jährlich zu prüfen. Das Er­
gebnis dieser Prüfung ist im ,Amtsblatt der Wie­
ner Zeitung' zu veröffentlichen." Dann stehen 
noch genau drinnen die Einnahmenart.~n, die 
Ausgabenarten. (Z~i'ischenrufe bei der FPO.) 

Erzählen Sie mir doch nicht, daß das mit 
Transparenz nichts zu tun hat! Sie kennen in 
Wirklichkeit die Wahlkampfübereinkommen, die 
es immer wieder in gewissen Perioden gibt. Tun 
Sie doch nicht so, als müßten wir die Welt neu 
erfinden in diesem Bereich! Das ist doch einfach 
lächerlich. 

Sie hätten sich darauf auch vorbereiten kön­
nen. Wir haben Sie eingeladen. Es wurde ein 
Brief an Klubobmann Gugerbauer gesendet, mit 
dem Ganzen. Es wurde ein Brief an Klubobmann 
Wabl gesendet, mit dem Übereinkommen. Wir 
haben im Artikel I, direkt auf Sie eingehend, Ih­
nen noch einmal ein Angebot gemacht, daß Sie 
hier wirklich noch in dieses Übereinkommen ein­
steigen können, damit es hier zu einer glaubwür­
digen Zusammenarbeit aller vier Parteien in die­
ser Frage kommt. Sie haben nicht einmal geant­
wortet auf diese Briefe, weder die einen noch die 
anderen haben auf diese Briefe geantwortet. War­
um nicht? 

Zum Reflex "ertappter Dieb" kommt noch et­
was hinzu: Sie glauben, daraus eine Oppositions­
wahlkampfstrategie machen zu können, ohne 
Rücksicht auf die demokratiepolitischen Effekte 
zu nehmen, ohne Rücksicht auch darauf zu neh­
men, was das für ein Funktionieren der Parteien 
in einer parlamentarischen Demokratie bedeutet, 
und ohne hier auch klar zu dieser Finanzierungs­
frage überhaupt Stellung zu beziehen. 

Ich erinnere mich, es hat unzählige Zwischen­
rufe geben müssen, bevor Sie endlich gesagt ha­
ben, nein, Sie wollen es nicht nehmen. Dieses 
"Nein, Sie wollen es nicht nehmen" haben Sie na­
türlich im Bewußtsein des Abänderungsantrages 
gemacht. Nichts ist in Wirklichkeit unfehlbar, 
auch unsere Anträge sind es nicht. Wir haben na­
türlich den Wunsch gehabt, sie ein wenig zu ver­
bessern in diesem Fall (Abg. Dr. Dill e r sb e r­
ger: Das ist jetzt Zynismus!), und wir haben uns 
gedacht: Lassen wir doch Ihrer Strategie nicht 
freien Raum, daß Sie hier ablehnen und nach 
dem Wahltag, wo es dann egal ist, wo dann der 
Wähler nicht mehr verschreckt wird, anklopfen 

bei der Kassa und sagen: Hoppla, da sind wir, es 
hat bei uns einen plötzlichen Umschwung im 
Vorstand gegeben, der Kassier hat gemeint, wir 
sollten vielleicht doch, denn der Wahlkampf war 
teuer. - Nein! Das sollen Sie, bitte, vor der Wahl 
machen. 

Offensichtlich haben Sie jetzt im Sinne Ihrer 
Sponsoring-Möglichkeiten nein gesagt. Das ist Ihr 
Kaffee. mir sind Ihre Finanzen nicht das geringste 
Anliegen. Wenn es Ihnen Spaß macht, daß Sie 
hier einmal mit Werbe-T-Shirts und Werbe-Kap­
perln Platz nehmen müssen, damit Sie Ihren Klub 
überhaupt finanzieren können, so ist das Ihr Kaf­
fee, nicht unserer. Ich sage Ihnen nur: Wir wer­
den Sie dann beobachten, inwieweit Sie die Ge­
genleistungen erbringen. Das habe ich ja schon 
vorhin aufzuarbeiten versucht. 

In diesem Sinne, glaube ich, wäre es viel besser 
angebracht, hier eine ehrliche Debatte zu führen. 
Auch eine kritische, ich sage das gleich, denn 
auch dieses System der Finanzierung gegenüber 
Parteien, gegenüber dieser Parteiendemokratie ist 
nicht vor Fehlern gefeit. Es kann auch zu Verlok­
kungen, zu Maßlosigkeiten kommen; das will ich 
gar nicht bestreiten. Man muß sich das sehr genau 
anschauen. Man muß sich die Verästelungen und 
Verflechtungen anschauen. Da bin ich voll dafür. 
Da werden Sie sofort einen Gesprächspartner fin­
den. Aber jetzt daraus eine billige Oppositions­
strategie zu machen und pharisäerhaft herumzu­
tun, um im Bewußtsein des Abänderungsantrages 
mühsam und nach unzähligen Zwischenrufen 
endlich einmal aus dieser Wurmdrehung heraus­
zukommen und sich klarer festzulegen, das war in 
der Tat eine sehr schwache Leistung, die Sie hier 
eingebracht haben. 

Daher möchte ich zum Abschluß folgenden 
Abänderungsantrag hier einbringen: 

Abänderungsantrag 

der Abgeordneten Dr. Cap, Dr. Taus und Ge­
nossen zum Antrag 3 12/A der Abgeordneten Dr. 
Cap, Dr. Taus und Genossen betreffend ein Bun­
desgesetz, mit dem das Parleiengeselz geändert 
wird, in der Fassung des Ausschußberichles 1165 
der Beilagen 

Der Nationalrat wolle beschließen: 

Im Artikel I hat der Abs. 1 des § 2 a zu lauten: 

,,( 1) Jede politische Partei, die nach der Natio-
nalratswahl im Nationalrat vertreten ist und späte­
stens acht Wochen vor dem Wahltag einen diesbe­
züglichen Antrag stellt, hat nach jeder National­
ratswahl als Beitrag zu den Kosten der WahLwer­
bung Anspruch auf FörderungsmiueL des Bundes 
(Wahlwerbungskosten-Beicrag) nach Maßgabe der 
nachfolgenden Bestimmungen. " 
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Das ist eine saubere, transparente Form. Ich 
glaube, daß damit der Demokratie ein Dienst er­
wiesen wurde. (Beifall bei SPÖ und Ö V P.J 2/.33 

Präsident: Der soeben eingebrachte Abände­
rungsantrag der Abgeordneten Dr. Cap und Dr. 
Taus ist genügend unterstützt und steht daher in 
Verhandlung. 

Als nächste zum Wort gemeldet ist Frau Abge­
ordnete Helga Erlinger. Ich erteile es ihr. 

21.3..f. 
Abgeordnete Helga Erlinger (Grüne): Sehr ge­

ehrter Herr Präsident! Meine sehr geehrten Da­
men und Herren! Ich habe mir das 95. Bundes­
gesetz vom 2. Juli 1975, das Gesetz über die Fi­
nanzierung, Aufgaben LInd Wahlwerbung politi­
scher Parteien, Parteiengesetz, vor gar nicht so 
langer Zeit, vor einer Stunde, ein bißehen durch­
geschaut. Im § 1 steht: 

"Die Existenz und Vielfalt politischer Parteien 
sind wesentliche Bestandteile der demokratischen 
Ordnung der Republik Österreich." 

Ich möchte gar nicht sagen, ich glaube, sondern 
ich weiß, daß wir alle diesen § 1 unterstreichen 
und unterschreiben können. Was Sie aber heute 
hier machen, meine sehr geehrten Damen und 
Herren, hat nichts mit Demokratie zu tun. IAbg. 
E l rn eck e r: Wieso?) Nein, das hat es nicht. Ich 
werde Ihnen gleich sagen, warum. 

Wenn Sie hergehen und mit den vier Fraktio­
nen, die in diesem Haus sitzen, ein Paket bearbei­
ten, das diesem Gesetz gerecht werden kann, 
dann wachsen mir auch die Zähne dabei, sehr ge­
ehrter Herr Kollege Cap. Und wenn ich Sie so 
anschaue und wenn ich mir vorstelle, daß 
100 Millionen aufgestockt werden zu den beste­
henden 100 Millionen, dann muß ich fast anneh­
men, daß Ihre Zähne schon am Boden schleifen 
- so lange Zähne bekommen Sie. Denn die 
Großparteien erhalten aus diesem 100-Mil­
lionen-Paket sage und schreibe 80 Millionen. leh 
denke, das hat sehr wenig mit Demokratie zu tun 
in diesem Land. in diesem Vier-Parteien-StaaH 
(Zwischenrufe bei SPÖ llnd ÖVP.) 

Lassen Sie mich ein bißehen etwas sagen. Ich 
komme schon dazu. Die Grünen gehören ganz 
sicher nicht zu den Parteien, die Parteiengelder, 
Parteienförderung, Wahlkampfkostenrückerstat­
tung ablehnen; in keiner Weise. (Abg. Helmuch 
S t 0 c k er: Vom Sockelbetrag profitieren nur die 
Grünen!) In keiner Weise lehnen wir Parteienför­
derung ab, Herr Kollege Stocker. Und wissen Sie, 
warum wir das nicht tun? - Weil wir glauben, 
daß Parteienförderung notwendig ist. (Abg. Hel­
muth S t 0 C k er: Umgerechnet auf den einzelnen 
Abgeordneten haben Sie eine viel zu hohe Partei­
enfinanzierung! Ist Ihnen das klar?) Aber es 
kommt immer darauf an, wie gefördert wird, wie 

die Kontrolle ausschaut, wie Transparenz dabei 
zustande kommt. Und mir ist lieber, die Parteien 
bekommen Geld vom Staat und arbeiten in einer 
geraden und aufrichtigen Form - das unterstrei­
che ich -, als es passieren Dinge wie bei der 
FPÖ, die NORICUM-Gelder nimmt, wie bei der 
ÖVP, die Industriellenvereinigungsgelder nimmt, 
und wie bei der SPÖ, wo ich Sie an die 
"G'schichten vom Dr. Kreisky" erinnere, die von 
Udo Proksch finanziert wurden. (Beifall des Abg. 
Srb.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Das 
sind die Dinge, die Sie sich wahrscheinlich nicht 
zu diskutieren trauen oder die Sie nicht mehr dis­
kutieren wollen. Und wenn Sie, Herr Kollege 
Cap, hier Zeitungsartikel vorzeigen und dazu sa­
gen, daß die Diskussion in einer Ganovensprache 
abgehalten wird, dann muß ich anmerken: Es 
kommt ja nicht von ungefähr, welch schlechten 
Ruf die Politiker in diesem Land haben. Sie soll­
ten nicht immer die Worte "Demokratie", "politi­
sche Moral" so leichtfertig vor sich hin sagen. 
(Abg. Dr. B I e n k: Jetzt fangen Sie an. zu morali­
sieren.' Ihnen steht das nicht ZU.') Die Ganoven­
sprache entsteht nur dann, wenn es möglich ist, 
und ich denke, daß es einige Politiker in diesem 
Land ganz einfach verdient haben, daß man die 
Ganovensprache verwendet. 

Ich denke auch an Sie, sehr geehrter Herr Kol­
lege Cap, denn der Antrag ist ja von Cap,Taus, 
wie Sie im Jahr 1979 "Götz - Taus - Nein, dan­
ke"-Pickerln überall hingeklebt haben. Ich kann 
mir ganz einfach nicht vorstellen, daß das etwas 
mit Demokratie zu tun hat, was Sie heute hier in 
diesem Haus tun. Ich habe mir gedacht: Womit 
hängt es denn zusammen, daß Sie jetzt auf einmal 
so in die Kasse greifen und sich 100 Millionen 
zuordnen? Das ist ja sehr leicht, mit Ihrer Mehr­
heit können Sie das ohne weiteres tun. Und von 
Demokratie zu sprechen bei 100 Millionen, das 
möchte ich wirklich zurückweisen. Es ist ganz 
einfach so: Je mehr öffentliche Kalamitäten in 
diesem Land entstehen, je mehr Skandale in die­
sem Land aufgedeckt werden, desto mehr Geld 
brauchen Sie, weil Sie die Probleme zudecken 
müssen. 

Ich möchte Ihnen nur eines sagen: Ich glaube 
nicht, daß es Ihnen gelingt, mit Werbung oder mit 
Hilfe von Werbeagenturen politische Moral zu 
verkaufen. Wenn ich mir vorstelle, daß ein Bun­
deskanzler Vranitzky mit 200 000 S Pension und 
einer Abfertigung von 4 Millionen auf einem Pla­
kat (Abg. Dr. Ca p: Nehmen Sie das Geld?) - ich 
bin ja noch nicht fertig, lassen Sie mich ausreden 
- dargestellt ist, mit dem er für politische Er­
neuerung in diesem Land werben will, dann wür­
de ich an seiner Stelle folgendes machen: Ich wür­
de die 200000-S-Pension und die 4-Mil­
Iionen-Abfertiung nehmen und mir damit die 
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Werbeaktion für den Wahlkampf finanzieren. So 
schaut es aus! Und genau dasselbe könnte man zu 
Parteiobmann Riegler sagen. Herr Parteiobmann 
Riegler hat dieses Geld zwar nach einigen Jahren 
zurückgegeben, aber es ist ja jetzt wieder so, daß 
er das von der Steuer abschreiben kann. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich 
möchte Sie wirklich ersuchen, diesen Gesetzesan­
trag zu überdenken. Sie sind ganz einfach nicht 
mehr glaubwürdig. (Beifall des Abg. 5rb.) Wenn 
in diesem Haus von diesem Pult aus von Glaub­
würdigkeit gesprochen wird, dann können Sie uns 
glauben: Sie sind es nicht mehr! (Zwischenruf des 
Abg. Dr. BI e fl k. - Abg. Helmuth 5 (0 C k er: 
Das ist ein reiner Schlagwortkacalog!) Ich rede in 
Schlagworten? - Ich habe Ihnen all das gesagt, 
was auf Ihrem Mist gewachsen ist. Was habe ich 
in Schlagworten gesagt? Nennen Sie mir ein 
Schlagwort! Ich bin noch gar nicht bei der Be­
gründung. Ich sage Ihnen einmal, was sich in die­
sem Haus hinter Demokratie verbirgt. Von mir 
aus können Sie das Geld nehmen. (Abg. Hel11lwh 
S t 0 c k e r: Sie ~t'erden es auch nehmen.') Sie wer­
den es auch tun. Ich werde es sicherlich nicht neh­
men. 

Herr Kollege Stocker! Ich kann Ihnen sagen, 
daß wir dieses Geld nicht nehmen werden. (Rufe 
bei SPÖ und ÖVP: Smolle hat gesagt, daß er es 
nimmt!) Wer hat das gesagt? (Rufe: Smolle.') Der 
Herr Smolle. Na, er braucht es wahrscheinlich für 
sein Volksgruppenzentrum. (Abg. Dr. B l e Tl k: Ist 
das. was Sie sagen. nicht gültig für Ihre Gruppie­
rung?) Wir werden sehen, ob das gültig ist, sehr 
verehrter Herr Kollege B1enk. 

Ich denke, daß man über dieses Gesetz wirklich 
in aller Form und mit aller Ernsthaftigkeit disku­
tieren sollte. Ich habe mir angeschaut, wie die Ge­
spräche gelaufen sind, wie Klubobmann Fischer 
zu Andreas Wabl gekommen ist, wie er ihm ange­
boten hat, vielleicht doch auf ein Paket einzustei­
gen. Es ist eigentlich nichts passiert. Es ist gar 
nichts passiert! (Abg. Dr. Ca p: Ist das schlecht?) 
Was heißt, ist das schlecht, Herr Kollege Cap? Sie 
reden da mit einer Nonchalance, beschließen 
100 Millionen Schilling, und auf der anderen Sei­
te protzen Sie, wenn Sie die Kinderbeihilfen um 
100 S pro Kind erhöhen. Glauben Sie denn im 
Ernst, daß die Leute das noch hinnehmen? (Ruf: 
Das sind unseriöse VergLeiche.') Aber das ist doch 
lächerlich. (Zwischenruf der Abg. ELfriede Kar I. 
- Abg. Dr. Ca p: Sie waren dafür/) Sehr verehr­
ter Herr Kollege Cap! Wenn wir im Ausschuß 
dafür waren, dann war das sicher auf einer Ge­
sprächsebene, die sich nachher verändert hat. 
(Weitere Zwischenrufe bei SPÖ und ÖVP. - Ruf: 
Wurm!) Würmer sind sehr wichtig. Ich bin sehr 
froh, daß es noch Würmer in diesem Lande gibt. 
Das hat auch etwas mit der Ökologie zu tun. 

Ich glaube, daß es wichtig gewesen wäre, wenn 
es ein Gesamtpaket gegeben hätte; ein Gesamtpa­
ket dahin gehend: Wie schaut es mit der Wahl­
kampfkostenrückerstattung in diesem Land über­
haupt aus? Wo sind die Parteienagreements? Wo 
sind die Beschränkungen? Wieviel Geld gibt jede 
Partei für die Wahlkampfwerbung aus? - Nichts 
geschieht! Nichts geschieht! Wo sind die Kosten­
beschränkungen wirklich? - Ich habe nichts ge­
sehen. (Abg. Dr. Ca p: Aber, bitte, ja! - Abg. Dr. 
B , e 11 k: Sprechen Sie im Auftrag Ihrer Partei?) 

Zur Sechs-Wachen-Frist. Die Sechs-Wochen­
Frist möchte ich erwähnen. (Weitere Zwischenru­
fe bei SPÖ wut ÖVP.) Ich möchte so gerne mit 
Ihnen debattieren, aber ich kann auf Ihre Einwür­
fe nicht eingehen, weil sie so bodenlos sind. Re­
den Sie mit mir über etwas, was ich greifen kann. 
(Zwischenruf des Abg. Dkfm. Holger Ball er.) 
Der Wabl hat es. Der Wabl ist in der Steiermark. 
tRufe: Da schau her!) 

Sehr geehrter Herr Kollege eap! - Sehr geehr­
ter Herr Kollege Frischenschlager, wollte ich ei­
gentlich sagen. Ich habe schon ein Cap-Syndrom. 
Sie haben von der Sechs-Wochen-Frist gespro­
chen. Ich glaube, daß die Sechs-Wochen-Frist un­
erheblich ist. Die Sechs-Wochen-Frist ist insofern 
unerheblich, als dieses ganze Gesetz unseriös ist. 
Also können wir als Oppositionsparteien davon 
ausgehen, daß diese Sechs-Wachen-Frist von der 
Bevölkerung genausowenig anerkannt wird wie 
das Gesetz insgesamt. 

Ich glaube, meine sehr geehrten Damen und 
Herren, Sie legen sich heute, ein paar Tage vor 
Weihnachten, ein Osterei, an dem Sie noch sehr, 
sehr lange werden knabbern müssen. Das glaube 
ich ganz sicher. (BeifaLL bei den Grünen.) Und ich 
würde mir wirklich wünschen, wenn Sie ... (Zwi­
schenruf des Abg. He sou n.) Wem haben Sie 
eine "Watsche" gegeben, Herr Kollege? (Abg. 
He SOLI, n: Reden Sie weiter! Sie verstehen eh 
nicht, was grün und bLau ist.') 

Wenn Sie über dieses Gesetz wirklich nachden­
ken. wenn Sie heute dieses Gesetz zurückstellen, 
wenn Sie in eine neue Diskussion eingehen, dann 
wird die Bevölkerung verstehen, daß man Wahl­
kampfkosten hat, daß man Gelder braucht, um 
Parteien auch präsent sein lassen zu können. Herr 
Kollege Cap, ich gebe Ihnen recht. Aber nicht in 
dieser Form! Das ist nicht möglich, und das aner­
kennt die Bevölkerung auch nicht. (Abg. E l -
me c k e r: Scheinheilig!) Wenn Sie so weiterma­
chen, Herr Kollege Cap, dann sind Sie überhaupt 
nicht mehr derjenige, der Sie vor vielen Jahren 
waren. Sie sind es ja schon lange nicht mehr, aber 
dann sind Sie es nicht einmal mehr mit dem klei­
nen Fingernagel, möchte ich fast sagen. Das ist 
nämlich das Problem dabei. (Abg. Dr. Ca p: Die 
Grünen nehmen es!) 
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Ich werde Ihnen jetzt sagen, was die Grünen 
tun: Wir werden diesem Gesetz nicht zustimmen. 
(Ruf bei der ÖVP: Aber das Geld nehmen Sie.') 
Wir werden auch eine sehr, sehr intensive Diskus­
sion führen müssen über eventuelle Beantragung 
oder Nichtbeantragung der Gelder. (Abg. Dr. 
B l e n k: Das ist die Glaubwürdigkeit. die Sie de­
monstrieren.' - Demonstrative Heiterkeit bei SPÖ 
und ÖVP.) Lustig, ja. Natürlich ist das lustig. Ich 
habe gesagt: über die Annahme oder die Nichtan­
nahme. (Abg. Dr. B L e n k: Sie haben gesagt, Sie 
lverden es nicht nehmen.') Ich werde es nicht an­
nehmen. Das ist meine politische Moral, das ist 
mein Anspruch an mich. (Abg. Dr. B l e 11 k: Re­
den Sie !licht für die Grünen?) Die Grünen wer­
den diese politische Moral sehr wohl auch haben, 
Herr Kollege Blenk! Sehr wohl werden die Grü­
nen diese politische Moral vertreten! (Abg. Dr. 
K hol: Frall Erlinger! Hat der Parteitag nicht be­
schLossen. zu nehmen?) 

Damit komme ich wieder zum Bundesgesetz 
über die Aufgaben, Finanzierung und Wahlwer­
bung politischer Parteien. Was immer mit diesen 
Parteiengeldern geschieht, wir haben noch immer 
die besseren Lösungen gefunden als Sie. Das kön­
nen Sie mir glauben! Denn unsere Gelder gehen 
nicht in irgendwelche Infrastrukturen, die man 
nicht mehr durchleuchten kann, fließen nicht in 
irgendwelche Taschen, in die keiner mehr Ein­
sicht nehmen kann. (Abg. Dr. B l e n k: Wo haben 
Sie die Gelder her?) All diese Dinge müssen wir 
nicht machen, sehr geehrter Herr Kollege Blenk! 

Wir versuchen, den Leuten draußen zu helfen. 
Wir versuchen, die Bürgerinitiativen zu unter­
stützen. Wir versuchen, mit diesen Geldern die 
politische Bildung zu aktivieren, die in diesem 
Land unter Ihrer Herrschaft mehr oder weniger 
verhungert ist. (Beifall bei den Grünen. - Abg. 
Dr. BI e 11 k: Das ist scheinheilig, ~1/as Sie machen.') 
21.47 

Präsident: Zu einer tatsächlichen Berichtigung 
hat sich Abgeordneter Ing. Ressei zu Wort gemel­
det. Es stehen ihm 3 Minuten zur Verfügung. 

21.47 
Abgeordneter Ing. Ressei (SPÖ): Frau Abge­

ordnete Erlingerl Ihre Art der Diskussion zwingt 
geradezu dazu, daß man Sie berichtigt. Vielleicht 
sollte man damit beginnen, daß Sie von einem 
unseriösen Gesetz gesprochen haben. Ich sage Ih­
nen eines: Die Art, wie Sie argumentiert haben, 
war unrichtig und unseriös, denn Sie haben hier 
festgestellt, daß der Herr Bundeskanzler seine 
Abfertigung (Abg. E i g r u b e r: Das ist keine Be­
richtigung.' - weiterer Zwischenruf des Abg. Dr. 
Fr i s c h e 11 s chI a ger) - Herr Klubobmann, 
warten Sie ein bißchen! - und seine Pension ver­
wenden sollte, um den Wahlkampf zu finanzie­
ren. Ich mache ausdrücklich darauf aufmerksam, 
daß der Herr Bundeskanzler keine Pension be-

zieht und aus diesem Grund diese Pension nicht 
für einen Wahlkampf verwenden kann. Ich ersu­
che Sie, derartige Unterstellungen zu unterlassen. 
(Beifall bei der SPÖ.) 21.48 

Präsident: Als nächster zu Wort gemeldet hat 
sich Herr Abgeordneter Dr. Taus. Ich erteile es 
ihm. 

2/.48 
Abgeordneter Dr. Taus (ÖVP): Herr Präsident! 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich darf 
Herrn Abgeordneten Frischenschlager etwas mit­
teilen, das er vielleicht nicht weiß. Wenn ich rich­
tig informiert bin, hat der Kärntner Landtag über 
Antrag des Herrn Landeshauptmannes Dr. Hai­
der ein Nachtragsbudget nach den Kärntner 
Landtagswahlen beschlossen, in dem die Parteien­
förderung in Kärnten um 10 Millionen Schilling 
erhöht wurde. Das war eine der ersten Maßnah­
men. (Rufe des Erstaunens bei ÖVP llnd SPÖ.) 

Dieser Betrag von 10 Millionen Schilling wird 
nach der Mandatsverteilung auf die im Landtag 
vertretenen Parteien aufgeteilt. Wenn ich mir 
jetzt gestatte, eine kleine Rechnung durchzufüh­
ren - ich mache solche Dinge nicht gerne, weil 
das Thema viel zu ernst ist -, so wird das Hohe 
Haus wahrscheinlich - ich hoffe es jedenfalls -
eine Wahlkampffinanzierung von 20 S pro Wäh­
ler beschließen. Die Kärntner haben ungefähr 
30 S je Wähler beschlossen. 

Meine Damen LInd Herren! Ich gehe nicht ein­
mal darauf ein und sage, das ist illegitim. Ich rufe 
nicht .,Heuchelei" und ähnliches mehr. Aber, 
meine Damen und Herren von der Freiheitlichen 
Partei, bitte überlegen Sie sich, was Sie hier von 
diesem Pult aus sagen! Es hat in diesem Land 
schon sehr, sehr oft Verteufelungen gegeben, 
Vergiftungen politischer Natur gegeben. Ich bitte 
Sie wirklich, aufzupassen, daß in diesem Land das 
politische System nicht wegen falscher Informa­
tion des Bürgers in eine Legitimitätskrise gerät. 
Das möchte ich Ihnen sagen. (Beifall bei ÖVP 
ulld SPÖ.) 

Meine Damen und Herren von der FPÖl Ich 
sage das überhaupt nicht bösartig. Sie haben al­
lein aufgrund dieses Landtagsgesetzes nicht den 
geringsten Grund, auch nur einen Satz hier zu 
sagen. Auch nur einen Satz! Und überdies -
Herr Kollege Cap hat es Ihnen ja bereits gesagt 
-, Sie haben doch im Unterausschuß zuge­
stimmt. Stimmen Sie nicht zu, nehmen Sie es 
nicht - das ist Ihre Sache! (Abg. Dr. Fr i -
sc h e n sc h lag e r: Der Budgetbeschluß kann 
noch nicht der Gesetzesbeschluß hier sein.' Das ist 
faLsch, was Sie sagen.') Ich möchte nur meinen: 
Nach so einem Gesetz, das Ihr Landeshauptmann 
beantragt hat und das gegen seinen Willen nie 
durchgegangen wäre, hier eine solche Rede zu 
halten, das finde ich, meine Damen und Herren, 
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eigenartig. Eigenartig - ich sage nicht mehr. 
(Beifall bei ÖVP und SPÖ. - Ruf bei der ÖVP: 
Unverfroren.') 

Ich darf aber jetzt zur Sache selber kommen 
und sagen: Ich bin sogar in einem Punkt Ihrer 
Meinung. (Zwischenruf des Abg. Dr. Fr i -
s c h e n s c h Lag er.) Aber nein, Sie waren nicht 
dagegen. Entschuldigen Sie, warum? Ich bin einer 
der Initiatoren dieses Antrages. 

Ich darf jetzt zu einem weiteren Punkt kom­
men, wo ich Ihnen recht gebe. Ich halte es auch 
für nicht sehr gut und nicht sehr glücklich, daß 
wir von etwa 21 bis 22 Uhr diesen Gesetzentwurf, 
diese Novelle diskutieren. Ich sage Ihnen auch, 
warum. Das hat dann so den Hauch, als würde 
hier versucht werden, am Abend so schnell -
darin gebe ich Ihnen durchaus recht - eine sol­
che Novelle, die eine gewisse politische Sensibili­
tät hat - ich leugne das überhaupt nicht -, 
durchzubringen. 

Ich weiß schon, morgen ist ein langer Tag, und 
das ist der parlamentarische Ablauf. Und jeder 
will, wenn es sich ausgeht, gerne nach Hause 
kommen. Ich sehe das ein, denn die nächste Wo­
che ist die Weihnachtswoche. Ich unterwerfe 
mich natürlich der Klubdisziplin. aber es wäre 
mir persönlich lieber gewesen, wir hätten das zu 
einer guten Stunde diskutiert. Denn wir haben 
überhaupt nichts zu verbergen - überhaupt 
nichts! (Abg. Dr. G u ger bau e r: Stellen p/ir es 
zurück.') -, auch wenn in den Medien gelegent­
lich stand, elaß etwas zuzudecken sei, daß es ein 
IOO-Millionen-Ding und ähnliches gebe. Meine 
Damen und Herren! Wenn man ein Gesetz über 
Wahlkampffinanzierung macht, dann braucht 
man nichts aufzudecken, dann braucht man 
nichts zu sagen. Jeder weiß, jeder sieht, was hier 
passiert. 

Auch wenn es jetzt eine relativ späte Stunde ist, 
gestatten Sie mir doch noch einige Bemerkungen, 
einfach aus der Sensibilität der Materie heraus. 
Ich möchte vielleicht damit beginnen: Man muß 
ein paar Sätze zur Parteiengeschichte sagen. 

Als die parlamentarische Demokratie in Konti­
nentaleuropa etwa um die Mitte des 19. Jahrhun­
derts heimisch wurde, hat es im wesentlichen Ho­
noratiorenparteien gegeben. Die Parteienfinan­
zierung war damals eine eher einfache Sache. Der 
Wahlkampf wurde von den "Honoratioren" 
selbst bezahlt. Im Parlament haben die damaligen 
Abgeordneten ihre Ausgaben selbst bezahlt. Es 
gab natürlich weder Diäten noch sonst irgend et­
was. Es war, wenn Sie wollen, eine Art oligarchi­
scher Beginn des demokratischen Systems. 

Dann hat sich die Massendemokratie und mit 
ihr die Massenpartei entwickelt. Und damit be­
gann natürlich selbstverständlich eine völlig ande-

re Situation aktuell zu werden, die bis zum heuti­
gen Tag im wesentlichen andauert; mit allen Ver­
änderungen, die es diesbezüglich gegeben hat. 
Und damit ist natürlich auch, meine Damen und 
Herren, die Parteienfinanzierung in eine völlig 
andere Situation hineingeraten. 

Denn was ist denn passiert bei den Massenpar­
teien? - Die Massenparteien haben selbstver­
ständlich hauptberufliche Stäbe gehabt. Das glei­
che, geheime, direkte Wahlrecht hat dazu ge­
führt, daß man natürlich an den Wähler die Ideen 
der Parteien heranbringen mußte. Und es ent­
stand eier Typ eies Berufspolitikers, den es vorher 
nicht gegeben hat, den die moderne Massendemo­
kratie aber einfach braucht, und sie wird ihn auch 
in Zukunft haben. 

Das war eine völlig veränderte soziale Situa­
tion, und in dieser völlig veränderten sozialen und 
politischen Situation ist natürlich auch die Partei­
enfinanzierung in eine völlig andere Lage gekom­
men. Ich bitte, genau mit zu überlegen, gerade im 
Bereich der Öffentlichkeit, daß wir ja in einer 
Lage sind, die wir mit den alten Honoratiorenpar­
teien überhaupt nicht vergleichen wollen. Und 
ich persönlich halte unser heutiges Parteiensy­
stem für einen demokratiepolitischen Fortschritt. 
Ich möchte nicht zur Honoratiorenpartei zurück­
kehren. Ich hielte das für falsch. (Beifall bei ÖVP 
lUllt SPÖ.) 

Die Parteien sind natürlich in unserer heutigen 
Zeit Bestandteile, wenn Sie so wollen, der staatli­
chen Organisation. Sie haben konstitutive Bedeu­
tung für unser demokratisches System. 

Und hier möchte ich einen Satz eines berühm­
ten Staatslehrers - man muß nicht immer seiner 
Meinung sein -, Leibholz, zitieren, der in einer 
Arbeit über den Parteienstaat nach dem Bonner 
Grundgesetz in den fünfziger Jahren schon ge­
schrieben hat in Zusammenhang mit der Partei­
enfinanzierung: "In der Tat liegt es in der Konse­
quenz des modernen demokratischen Parteien­
staates, daß dies geschieht" - nämlich die Partei­
enfinanzierung aus öffentlichen Mitteln -, "da in 
dieser Form der Demokratie die Parteien die Trä­
ger des Staates sind und in ihm öffentliche Aufga­
ben zu erfüllen haben." - Das sagt ja auch unse­
re Verfassung. Ich möchte also nicht im Detail 
darauf eingehen, denn das hieße ja hier in diesem 
Hohen Hause Eulen nach Athen tragen. 

So sind die Parteien ein konstitutives Element 
unseres demokratischen Systems geworden. Und 
sie haben sich auch entwickelt von den Weltan­
schauungsparteien der Vorkriegszeit zu Parteien, 
die zwar nicht weltanschauliche Absenz betrei­
ben, aber die breiter geworden sind, die nicht 
mehr diese engen weltanschaulichen Gr!:'ppierun­
gen sind, die sie zum Beispiel auch in Osterreich 
in der Zwischenkriegszeit noch gewesen sind. 
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Daß diese Parteien sich anders entwickelt ha­
ben, war wahrscheinlich ein Vorteil der demokra­
tischen Entwicklun.g in den meisten westlichen 
Ländern, auch in Osterreich. Das hat natürlich 
auch dazu geführt, daß diese Parteien in sich 
schon wieder demokratische Maschinerien gewor­
den sind, die in sich ein kompliziertes Wahlver­
fahren, komplizierte Meinungsbildungen haben, 
die wieder Apparate benötigen, um zu dieser Mei­
nungsbildung zu kommen, die dann hier im Ho­
hen Hause abgestimmt wird zwischen den gro­
ßen, kleineren und mittleren Gruppierungen, so­
weit sie in diesem Parlament vertreten sind. 

Das ist in gerafften Worten die Parteienge­
schichte, wie sie sich dargestellt hat seit Beginn 
der parlamentarischen Demokratie. 

Lassen Sie mich jetzt einige Punkte im Zusam­
menhang mit der Parteienfinanzierung anführen, 
weil auch das wieder wesentlich ist. Natürlich hat, 
wie ich bereits vorhin erwähnt habe. die Honora­
tiorenpartei alten Zuschnitts eine Parteienfinan­
zierung nicht gebraucht. Es waren wohlhabende 
Männer, die sich zur Verfügung gestellt haben, 
die selbst ihre politischen Ausgaben bezahlen 
konnten, die die Politik zur Berufung hatten, aber 
nicht davon lebten, während heute viele der Kol­
legen davon leben müssen. Der Mandatar und fast 
immer das Regierungsmitglied leben selbstver­
ständlich von den Bezügen für die Funktion. Es 
sollten dies nicht alle Mandatare tun. Ich bin da­
gegen, daß es ein reines Berufspolitikerparlament 
gibt. Aber der Berufspolitiker ist auch im Parla­
ment unverzichtbar. Es soll aber auch andere ge­
ben, die direkt aus den Berufen kommen und ih­
ren Sachverstand und ihre Erfahrung aus der Be­
rufswelt, aus der sie kommen, einbringen. 

Aber nun zur Parteienfinanzierung. Auch die 
Parteienfinanzierung bei den Massenparteien be­
stand ja nicht nur aus Mitgliedsbeiträgen. Das ist 
völlig falsch. Die Parteienfinanzierung war sofort, 
als sich die Massenparteien entwickelt haben, eine 
der zentralen Fragen. 

Ich möchte jetzt gar nicht Österreich heranzie­
hen und die vielen Diskussionen darüber. Aber 
selbst die mächtige deutsche Sozialdemokratie 
und das mächtige deutsche Zentrum der Weima­
rer Republik konnten nicht allein mit den Mit­
gliedsbeiträgen auskommen, obwohl es mitglie­
derstarke Parteien waren, sondern sie haben für 
die Sozialdemokratie in Sonderheit aus ihren Zei­
tungen, Druckereien und ähnlichem die Mittel 
gezogen, mit denen sie die Wahlkämpfe finan­
zierten. Und bei den Christlichen, bei der Zen­
trumspartei, bei den Christlichsozialen war es so, 
daß große kirchliche Vereinigungen manchmal 
gespen·det haben und daß bei beiden Parteien im­
mer das Spendenwesen hoch entwickelt war. Im­
mer! Es ist ein Unsinn, zu glauben, daß Wahl­
kämpfe in früheren Jahren und Jahrzehnten, 

etwa in der Zeit vor dem Krieg, aus Mitgliedsbei­
trägen finanziert wurden. Immer hat es Spenden 
gegeben, immer hat es sonstige Zuwendungen ge­
geben. Sonst wäre es auch damals, unter völlig 
anderen Verhältnissen, in viel ärmeren Gesell­
schaften, nicht möglich gewesen, Wahlen zu fi­
nanzieren! 

Und immer wieder hat es im Zusammenhang 
mit Wahlfinanzierungen Diskussionen gegeben, 
wurden manche Finanzierungen zu Skandalen 
aufgebauscht und ähnliches mehr; auch in der 
österreichischen Nachkriegsgeschichte. 

Und immer wieder hat es Finanzierungsproble­
me gegeben, bei allen Parteien, auch, meine Da­
men und Herren, bei der Freiheitlichen Partei, 
wie wir wissen. Und wie wir wissen, ist auch bei 
der Freiheitlichen Partei - na selbstverständlich! 
- versucht worden, die Partei anders als nur mit 
Mitgliedsbeiträgen zu finanzieren. Es sind hier 
Namen gefallen. Ich will sie gar nicht wiederho­
len. (Abg. Dr. G u ger ball e r: Ruso!) Ich möch­
te auch gar nicht die Diskussion in diesen Bereich 
hineinbringen. 

Aber nun etwas Weiteres, und auch das sei hier 
gesagt: In der modernen Konsumgesellschaft ist 
natürlich der Wahlkampf teuer geworden. Er ist 
sehr teuer geworden. Meine Damen und Herren! 
Ich glaube, ich habe eine Ahnung von diesen Din­
gen. Ich war viele Jahre lang der Finanzref~rent, 
also der Kassier, einer Teilorganisation der OVP, 
des ÖAAB, und ich bin jetzt wieder am Parteitag 
der ÖVP zum Kassier der ÖVP gewählt worden. 
Ich habe eine Ahnung, und ich weiß, wovon ich 
rede. 

Ich sage Ihnen, ein Wahlbudget einer Großpar­
tei für eine Nationalratswahl (Abg. Ei g r Cl be r: 
Noch Großpartei!) ist kleiner als das normale 
Werbebudget einer mittleren Markenartikelfir­
ma. Das ist die Realität, um die es hier geht. (Abg. 
Helga Er l i Il ger: Wollen Sie jetzt noch mehr ha­
ben oder was?) 

Da uns - das müssen wir ja auch sagen - die 
gesellschaftliche Entwicklung dazu gebracht hat, 
daß die gesamte Parteipresse eigentlich zugrunde 
gegangen ist, kommen wir ja anders gar nicht her­
an an die Wähler, als daß wir uns moderner me­
dialer Methoden bedienen, die immer Geld ko­
sten und überall Geld kosten. Und ich halte es für 
die sauberere Methode - und das ist der Grund, 
warum ich einer der Initiatoren dieser Novelle bin 
-, es ist die sauberere Methode, einfach zu sagen: 
Das kostet es. (Abg. Dr. G u ger bau e r: Sau­
ber.') 

Da ist eine Überlegung der Transparenz dabei. 
Jeder kann nachlesen, jeder kann nachschauen, 
was jede Partei hier bekommt. Man wird ohne 
weiteres nach wie vor um Spenden da oder dort 

127. Sitzung NR XVII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)16 von 29

www.parlament.gv.at



15024 Nationalrat XVII. GP - 127. Sitzung - 14. Dezember 1989 

Dr. Taus 

laufen müssen, aber es ist besser und vernünfti­
ger, wenn man sagt, daß für Wahlkampffinanzie­
rungen die Kosten zumindest zum Teil zurücker­
stattet werden, wie das in den meisten anderen 
Ländern geschieht. 

Das ist die Überlegung, von der wir hier ausge­
gangen sind oder von der ich ausgegangen bin, 
und niemand anderen möchte ich hier in diesem 
Zusammenhang hineinziehen. Ich glaube, es ist 
vernünftig, sauberer und offener. 

Hier ist es gesagt worden: Natürlich kostet auch 
elie Demokratie Geld. Und in einer Konsumge­
sellschaft, in einer Massengesellschaft, die wohl­
habend geworden ist, ist es einfach undenkbar, 
aus Mitgliedsbeiträgen, selbst wenn man sehr vie­
le Mitglieder hat, den Wahlkampf zu finanzieren. 

Und ich halte es für eine Heuchelei, meine Da­
men und Herren, eine echte Heuchelei, wenn 
man leugnet, daß alle Parteien und ihre Spitzen­
funktionäre rennen, um Geld zu beschaffen für 
den Wahlkampf. Alle machen es, alle. Glauben 
Sie mir! Aus meiner langjährigen Tätigkeit als Fi­
nanzreferent im politischen Bereich könnte ich 
das durchaus sagen, wie, wo, wer, was immer -
ich sage das offen - betteln geht, damit er etwas 
kriegt. 

Und damit kommen wir in die Problematik des 
Spendenwesens. Ja wenn man Spenden bekommt, 
muß man sie nehmen, nicht nach dem Grundsatz 
.. pecunia non olet", aber einem geschenkten Gaul 
schaut man nicht ins Maul! Man kann nicht Un­
bedenklichkeitbestätigungen und ähnliches mehr 
verlangen, wenn man irgendwo etwas kriegt. Ich 
sage das auch offen. Es soll doch endlich einmal 
aufgehört werden mit diesem Heucheln! Wenn 
man etwas kriegt, ist jeder, der etwas kriegt für 
die Partei, dankbar, daß er es bekommt. Es hat 
ununterbrochen Diskussionen gegeben, ununter­
brochen! Und ich will nicht mehr haben, daß es 
diese Diskussionen gibt. 

Es ist die fairere, sauberere Methode, wenn 
man sagt: Die Republik, die öffentliche Hand, der 
Steuerzahler, der in dem demokratischen Staat le­
bende Mensch, soll einen kleinen Teil oder einen 
wesentlichen Teil - das wird ein wesentlicher 
Teil der Wahlkampfkostenfinanzierung sein -
mittragen. (Abg. He/ga Er l i Tl ger: Die "ZiB 2" 
hat schon begonnen.' Sie können aufhören!) Das ist 
die Überlegung, die da ist. Jeder von uns zahlt 
dafür große Beträge, selbstverständlich. Ich halte 
es für richtig, daß wir das heute hier tun, meine 
Damen und Herren! Aus demokratiepolitischen 
Gründen halte ich es für richtig. 

Und ich sage Ihnen abschließend noch etwas: 
Es tut mir, wie gesagt, leid, daß wir es so spät 
diskutieren, und Sie wissen, mein "Zeitbudget" ist 
durchaus angespannt, aber ich erkläre mich be-

reit, über Parteienfinanzierung vor jedem demo­
kratischen Forum, das mich dazu einlädt, zu dis­
kutieren, mit jedem darüber zu diskutieren, war­
um ich dafür gewesen bin, daß wir diese 
Wahlkampfkostenerstattung hier in diesem Ho­
hen Haus beschlossen haben (Abg. Dr. Fr i -
sc he n s c h / ag er: Warum haben Sie es nicht im 
Ausschuß getan/), warum ich es für sauberer, kor­
rekter halte als jede andere Methode. 

Ich sage Ihnen, ich bin bereit dazu, das zu tun. 
(Beifall bei ÖVP und SPÖ.) Und egal, wieviel 
Zeit mich das kostet, ich bin bereit, es zu machen. 
Wer mich einlädt, wird mich vor einem vernünfti­
gen Forum haben, und ich werde darüber disku­
tieren, mit den Argumenten. die mir zur Verfü­
gung stehen. (Abg. Dr. Fr i sc Iz e n s c h , ag er: 
Nach dem BeschlrLß ist das leiche zu sagen!) 

Ich weiß, es ist ein sensibler Teil, ich weiß, man 
kann es falsch auslegen, ich weiß, man kann Ge­
genargumente bringen, aber wenn ich die Überle­
gung anstelle: Ist es per saldo vernünftig, das zu 
tun, und demokratiepolitisch vertretbar?, dann 
bin ich eher dafür, daß wir es machen, als daß wir 
es ablehnen. 

Meine Fraktion wird daher diesem Gesetzent­
wurf zustimmen. - Danke schön! (BeifaLL bei 
ÖVP lind SPÖ.j 22.fJ6 

Präsident: Zum Wort gemeldet hat sich Herr 
Abgeordneter Or. Gugerbauer. Ich erteile es ihm. 
(Abg. Heli1lluh S t 0 c k er: Norbert, mach keinen 
Eiertanz.' - Abg. R II h a Li i 11 ger: Jetzt kommt 
die Überraschung: Sie nehmen ·s.' - Abg. K r a f t: 
Wie war das mit dem Kärntner Gesetz?) 

22.06 .. 
Abgeordneter Dr. Gugerbauer (FPO): Herr 

Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Her­
ren! Ich darf noch einmal die Worte des Abgeord­
neten Frischenschlager bekräftigen. 

Die Freiheitliche Partei betrachtet diese Wahl­
kampfkostenrückerstattung ohne eine einschnei­
dende, seriöse, glaubwürdige Wahlkampfkosten­
beschränkung als nicht akzeptabel, und wir wer­
den daher auch nicht nur gegen dieses Gesetz 
stimmen, sondern wir werden auch keine Wahl­
kampfkostenrückerstattung beantragen. Und im 
Gegensatz zu Ihrem ÖVP-Bundesparteiobmann 
merken wir uns die Beschlüsse, die wir mittragen 
oder nicht mittragen, meine Damen und Herren! 
(Beifall bei der FPÖ. - Abg. Dr. B L e n k: Von 
Kärnten haben Sie nichts gesagt! - Abg. 
Sc h war zen be r ger: Das war eine rnassive 
Kritik an Haider!) 

Der Sprecher der Österreichischen Volkspartei 
hat eine Diskussion angeboten. Ein interessantes 
Wort, Herr Kollege Taus, nur ein bißchen spät, 
wie ich finde, und damit spreche ich nicht die 
Uhrzeit an, sondern die Tatsache, daß Sie, wie die 
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ganze Vorgangsweise der Regierungsfraktionen 
zeigt, gar nicht daran interessiert gewesen sind, 
mit der Opposition rechtzeitig in ein konstrukti­
ves Gespräch einzutreten. 

Ich bin erstmals von den Kollegen Dr. Fischer 
und Dr. König darauf aufmerksam gemacht wor­
den, daß die beiden Regierungsfraktionen eine 
derartige Wahlkampfkostenrückerstattung pla­
nen. Und ich habe vom ersten Moment an keinen 
Zweifeloffengelassen. daß die Freiheitliche Par­
tei eine derartige Initiative diskussionswürdig fin­
det, daß wir dem aber nur dann nahetreten kön­
nen. wenn eine derartige Wahlkampfkostenrück­
erstattung mit einer entsprechenden Wahlkampf­
kostenbeschränkung verbunden wird. - Das war 
das klare Wort des freiheitlichen Klubobmanns 
von Anfang an. 

Dann hat es die kurzfristige Ansetzung dieser 
Materie im Budgetausschuß gegeben, dann die 
Ansetzung dieser Materie im Verfassungsaus­
schuß, und erst dann, nachdem diese beiden par­
lamentarischen Ausschüsse getagt hatten, hat mir 
der sozialistische Klubobmann Dr. Fischer ein 
Wahlkampfkostenbeschränkungsübereinkom­
men zugemittelt, das zwischen den beiden Regie­
rungsfraktionen ausgehandelt worden ist. Der Be­
gleittext hat nicht gelautet, daß wir darüber disku­
tieren können, daß wir unsere Vorstellungen prä­
sentieren können, daß wir das abändern. modifi­
zieren können, sondern der Begleittext hat gelau­
tet. daß die Opposition diesem Übereinkommen 
der Regierungsfraktionen beitreten kann. 

Das ist eine Politik des Friß-Vogel-oder-Stirb, 
eine Politik, die ~ir jedenfalls nicht mittragen. 
(Beifall bei der FPO.) 

Der Sprecher der Österreichischen Volkspartei 
hat bemerkenswert herausgearbeitet, daß er kei­
nen Weg zurück zur Honoratiorenpartei be­
schreiten möchte. (Abg. Dr. No wo I n y: Auch 
nicht zur Gwsbesitzerpartei, zur Partei der Besit­
zer arisierter Güter.') Das hat viel für sich, Herr 
Professor Nowotny, aber gerade Sie sollten sich 
als linker Sozialdemokrat auch gewissen basisde­
mokratischen Vorstellungen verpflichtet fühlen. 
(Abg. Kr af t: Stichwort BäremaL! - Abg. Dr. 
N 0 W 0 t n y: Bärental, das iSI Basisdemokratie.') 
Und wenn wir über die Rückwirkungen der Par­
teienfinanzierung auf das Parteiensystem disku­
tieren, dann sollte uns doch auch klar sein, daß 
derartige öffentliche Parteienfinanzierungen, wie 
Sie es jetzt wieder planen, letzten Endes nur den 
Parteivorstand, nur die Parteispitze, nur das Zen­
trum der Partei gegenüber den eigenen Mitglie­
dern stärken. (Abg. Dr. No W 0 I n y: Das ist ab­
surd!) 

Die Parteispitze ist nicht oder weniger abhän­
gig von den Beiträgen, die die Mitglieder zahlen 
(Abg. Dr. No wo t n y: Wir haben kein Führer-

prinzip.'), die Parteispitze ist nicht oder weniger 
abhängig von kleinen und kleinsten Spenden, 
sondern sie kann auf elie 200 Millionen Schilling 
zurückgreifen, die sich die beiden Regierungs­
fraktionen jetzt selbst genehmigt haben. Das ist 
auch ein Verstoß gegen alle basisdemokratischen 
Prinzipien, und es wundert mich, daß ein derarti­
ger Vorstoß vom sozialistischen Zentralsekretär 
Cap vertreten und verteidigt wird. (Beifall bei der 
FPÖ. - Abg. Dr. N 0 ~1.' 0 ln y: Also ist es besser, 
wenn sich der Haider \'011 Industriellen beschen­
ken läßt?) Das hat mit Parteienfinanzierung 
nichts zu tun, Herr Kollege Nowotny! (Abg. Dr. 
No wo ill y: Was denn? Was ist denn das?) 

Zentralsekretär Cap hat heute vorgetragen, er 
wäre quasi der Anwalt der Transparenz bei der 
Parteienfinanzierung. Geben Sie es doch zu, lesen 
Sie die Vorlage, über die in Kürze abgestimmt 
werden wird! Da steht von Offenlegung von Par­
teispenclen kein Wort drinnen! (Abg. Dr. No­
H' 0 ( fl y: Ich habe Sie über Haider gefragt!) Es 
geht bei dieser Vorlage überhaupt nicht um die 
Offenlegung von Parteispenden (Abg. Dr. No­
wo t 11 y: KenneIl Sie einen Haider?), es geht nicht 
um mehr Transparenz, sondern Sie bewilligen 
sich durch diesen Antrag weitere 100 Millionen 
Schilling, welche die Steuerzahler aufbringen 
müssen. (Abg. Dr. No wo In y: Vom Haider re­
den wir.') Das ist nichts anderes als unverantwort­
lich gegenüber dem Steuerzahler, das ist ein 
Skandal, und damit werden Sie leben müssen! 
(Beifall bei der FPÖ. - Zwischenruf des Abg. Dr. 
B L e n k.J 

Hohes Haus! Wir kennen ja elie Übereinkom­
men, die Zentralsekretär Cap hier zitiert hat. Ich 
kenne das Abkommen aus dem Jahr 1986. ich 
kenne das Abkommen aus dem Jahr 1983, und 
ich kenne die anderen Alibiaktionen, die Sie und 
Ihre Vorgänger gestartet haben. 

Das ist doch keine Lösung des Problems, son­
dern diese Übereinkommen sind selbst ein Pro­
blem. Die Abgeordneten, die hier im guten Glau­
ben einer Verdoppelung der öffentlichen P~rtei­
enfinanzierung zustimmen, kennen ja das Uber­
einkommen zwischen SPÖ und ÖVP nicht, denn 
ich bin überzeugt, Sie haben es nicht zur Vertei­
lung gebracht. (Abg. Sc h i e der: 0 ja!) Ja, als 
Exzentralsekretär sind Sie wie immer bestens in-

. formiert, Herr Kollege Schieder, aber ich werde 
auf den hinteren Bänken den einen oder anderen 
fragen, und da wird sich schnell die eine oder an­
dere Informationslücke beweisen lassen. (Abg. 
Dr. No wo t n y: Wir wollen was vom Haider wis­
sen! - Abg. Dr. Sc h ra n z: Wer zahlt die Hub­
schrauberfLüge?) 

Ich werde Ihnen entscheidende Passagen dieses 
Übereinkommens zur Kenntnis bringen, damit 
kein Zweifeloffenbleibt. 
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Hohes Haus! In diesem Übereinkommen. das 
von SPÖ und ÖVP ausgehandelt worden ist, heißt 
es zunächst einmal unter Artikel I: "Die Wahl­
kampfkosten der im Nationalrat vertretenen Par­
teien dürfen in den letzten sechs Wochen vor dem 
Wahltag. unbeschadet des Artikels IV des Partei­
engesetzes, jene Beträge nicht überschreiten, die 
die Parteien aufgrund des Bundesgesetzes über 
die Wahlkampfkosten 1989 erhalten können. Für 
diesen Zweck sind den Berechnungen die Ergeb­
nisse der Nationalratswahl 1986 zugrunde zu le­
gen." 

Da fängt das ganze Problem schon an, Herr 
Kollege Cap, LInd ich halte Sie trotz allem für in­
telligent genug, daß Sie dieses Problem erkennen. 

Was bedeutet denn diese Formulierung? -
Diese Formulierung bedeutet, daß die Regie­
rungsfraktionen entsprechend den Bestimmun­
gen dieses Übereinkommens mehr Geld ausgeben 
dürfen, als sie von der Wahlkampfkostenrücker­
staUung erwarten, daß umgekehrt aber die Oppo­
sitionsparteien weniger Geld ausgeben dürfen, als 
ihnen nach der Wahlkampfkostenrückerstattung 
zustehen wird. Und wenn mehr ausgegeben wird, 
dann wird man bestraft, dann wird man zusätzlich 
noch einmal zur Kassa gebeten. 

Sie kennen doch die Umfragewerte, Herr Kol­
lege eapl Ich bin überzeugt, daß Sie sie genauer 
studieren als manch anderer in diesem Haus, weil 
diese Umfragewerte ja für die Sozialistische Par­
tei mehr. als unangenehm sind. (Z~1/ischenruf bei 
der SPO.) Sie werden bescheiden, ich weiß das 
schon. Ihr sozialistischer Parteivorsitzender Sino­
watz hat auch die katastrophale Wahlniederlage 
von 1986 als Erfolg gefeiert, es ist halt alles rela­
tiv. Und beim Niedergang der Sozialistischen Par­
tei sind Sie mittlerweile ganz schön bescheiden 
geworden. 

Die Wahl im Jahr 1986 hat für die Sozialisti­
sche Partei 43,1 Prozent gebracht, jetzt liegen Sie 
bei 40,3 Prozent. Das ist ein Verlust oder ein Ver­
trauensschwund im Ausmaß von 3 Prozent­
punkten. (Abg. He in z i n ger: Wie viel haben 
Sie beim Volksbegehren? Das iSl Ihre letzle Ge­
wichtung, eine aktuelle Gewichtung! Für zu leichl 
befunden, viel zu leicht!) 

Bei der Österreichischen Volkspartei schaut es 
ein bißchen dumpfer aus. Herr Kollege Heinzin­
ger, Sie kennen ja die Umfragen. Sie haben unge­
fähr 6 Prozent verloren. Das ist ja etwas, was sich 
am Wahltag wieder bestätigen wird. 

3 Prozent weniger für die Sozialistische Partei, 
6 Prozent weniger für die Österreichische Volks­
partei, 7 Prozent mehr für die Freiheitliche Partei 
und immerhin 2 Prozent mehr für die Grün-Al­
ternativen. Das ist die Veränderung zwischen 
dem Wahlergebnis im November 1986 und der 

jüngsten Meinungsumfrage aus dem Dezember 
1989. (Abg. Dr. Ca p: Traummännlein! Ende der 
Märchenstunde!) 

Mit diesem Wahlkampfübereinkommen, das 
Sie uns zumuten, das Sie der Öffentlichkeit zu­
muten und das Sie dem Steuerzahler zumuten, 
begehen Sie nichts anderes als eine Roßtäusche­
rei. Sie wollen sich trotz dieser schlechten Werte 
mehr Mittel herausreißen. Sie wollen die Opposi­
tion knebeln. Das nennt man dirty tricks, und 
Kollege Hesoun wird Ihnen das übersetzen, Herr 
Kollege Cap! (Beifall bei der FPÖ.) 

Ein Zweites: In diesem Wahlkampfüberein­
kommen wird geregelt, daß nur in den letzten 
sechs Wochen die Wahlkampfkosten beschränkt 
werden dürfen. Was heißt denn das? Sie genehmi­
gen sich im Stil eines Gangs durch den Selbstbe­
dienungsladen der Steuerzahler weitere 100 Mil­
lionen Schilling, damit Sie Ihr Werbebudget in 
den letzten sechs Wochen mit diesen 100 Mil­
lionen ausstatten können. Das, was Sie normaler­
weise für die Wahl vorgesehen hätten, das buttern 
Sie jetzt schon in den Vorwahlkampf. 

Sehr geehrte Damen und Herren von der So­
zialistischen Partei! Was ist denn das? (Der Red­
fler zeigt ein doppelseitiges Inserat des Bundes­
kanzlers. - Abg. M a r i z z i: Das ist aber schöll.') 
Dieses doppelseitige Inserat ist heute in der Wo­
chenzeitschrift "Ganze Woche" erschienen. Hat 
das mit Werbung der Sozialistischen Partei nichts 
zu tun? Ist das eine Gratiswerbung? Bekommt 
man das von dem Herausgeber der "Ganzen Wo­
che" umsonst, franko, frei ins Haus geliefert? 
(Abg. M ar i z z i: Schönes Bild. guter Texl!) Na­
türlich nicht! Mit einem Millionenaufwand wird 
versucht. für den angeschlagenen Franz Stim­
mung zu machen. Sie haben wahrscheinlich in der 
Volkswirtschaftslehre aufgepaßt und wissen, daß 
es am besten und wichtigsten ist, antizyklisch 
Werbung zu betreiben. (Abg. Dr. C ap: Was soll 
das jetzt?) Das heißt, wenn es einem am schlech­
testen geht, dann muß man auch kräftig in die 
Werbeetats hineinbuttern. (Abg. He sou n: Zei­
gen Sie uns die Rechnung vom Haider-Rundflug!) 

Diese Werbung müßte eben auch von einer 
Wahlkampfkostenbeschränkung erfaßt werden, 
denn alles andere ist eine Täuschung der Wähler 
und eine Täuschung der Steuerzahler. (Beifall bei 
der FPÖ. - Abg. Helmuth 5 t 0 c k e r: Das war 
eine Werbeeinschalwng! - Besten Dank, Herr Dr. 
Gugerbauer! - Abg. Dr. Ca p: Das steht doch 
drin, Sie lesen es nur nicht!) Im Abkommen: für 
die letzten sechs Wochen, Herr Kollege, aber 
nicht für die ganze Dauer eines Vorwahlkampfes, 
den Sie von der Sozialistischen Partei bereits er­
öffnet haben. 

Ein Weiteres: In diesem Übereinkommen sind 
SPÖ und ÖVP großzügig, man möchte sparen. 
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Man möchte bei den großflächigen Plakaten spa­
ren, und daher genehmigt man sich für die heiße 
Phase des Wahlkampfes, für die letzten sechs Wo­
chen, bloß 15 000 großflächige Plakate pro Par­
tei. (Abg. M a r i z z i: Wie viele waren es bei Ihrem 
Volksbegehren?) Da werden sich die Steuerzahler 
freuen, da werden sich die U mweltschützer freu­
en. (Abg. He s 0 an: Die haben sich so gefreut. 
daß Hlll1derttallsende gekommen sind.') 

Bloß 15 000 Plakate pro Partei, das ist ja wirk­
lich eine generöse Haltung! Ich bin überzeugt, 
daß sich die Umweltschützer und - vor allem 
davon bin ich überzeugt - die Steuerzahler eine 
derartige Haltung nicht bieten lassen werden, 
denn mit dieser Position und mit diesem Überein­
kommen tragen Sie dazu bei, daß die Umwelt bei 
uns mit unnützen Plakatflächen weiter verschan­
delt wird (Abg. Dr. Ca p: Das ist doch Ihnen kein 
Anliegen.') und daß Millionen an Steuergeldern 
verpulvert werden. Das ist alles andere als eine 
Wahlkampfkostenbeschränkung. (Beifall bei der 
FPÖ. - Zwischenrufe bei SPÖ und ÖVP. - Abg. 
He SOll n: In der Ersten Republik hat der Kmpp 
gezahlt.' Wer zahlt jetzt?) Herr Kollege Hesoun! 
Fragen Sie Ihren Busenfreund Sekanina, der kann 
Ihnen Auskunft geben. wer Ihr.~ Wahlkampfbud­
gets dotiert! (Beifall bei der FPO.) 

Hohes Haus! Ein weiteres wichtiges Detailchen 
aus diesem Übereinkommen (Abg. 
He s 0 Cl 11: Die Rechnung VOll Haiders Rwzdflü­
gell.' Gib sie her.') Ich weiß, daß Sie aufgeregt sind. 
Es geht um 100 Millionen Schilling, und Sie wol­
len sie haben. Aber Sie werden sich schon anhö­
ren müssen, warum wir dieses Gesetz als unver­
antwortlich bezeichnen. (Abg. Dr. Ca p: Sie ha­
ben zugestimmt im Bluigetausschuß.') 

Dieses Wahlkampfkostenübereinkommen zwi­
schen SPÖ und ÖVP nimmt Postwurfsendungen 
überhaupt nicht richtig ernst (Abg. He SOll n: 
Geben Sie die Rechnung her!), denn Postwurfsen­
dungen - das wissen ja die Werb~strategen in der 
Sozialistischen Partei und in der Osterreichischen 
Volkspartei - sind völlig bedeutungslos für die 
beiden Regierungsfraktionen. Deswegen ist es gar 
nicht erst notwendig, daß man landesweite Post­
wurfsendungen auch in ein derartiges Wahl­
kampfübereinkommen hineinnimmt. (Abg. 
Kr af t: Wie viele Plakate haben Sie in Oberöster­
reich geklebt?) 

Sie haben darauf verzichtet, wie generös! Gene­
rös für die Wahlkampfplaner der beiden Regie­
rungsfraktionen, aber nicht generös für die Steu­
erzahler, denn die Steuerzahler müssen wiederum 
dafür aufkommen, daß Sie Millionen und Aber­
millionen in aufwendige Broschüren verpulvern, 
die dann wieder die Postfächer verstopfen. Auch 
insofern versagt dieses Übereinkommen und ist 
keine Grundlage, dieser Wahlkampfkostenrück­
erstattung zuzustimmen. (Beifall bei der FPÖ. -

Abg. Kr af t: Wie vieLe Gugerbauer-Plakate sind 
es in Oberösterreich?) Für den Kollegen sind es 
natürlich zu viele. aber man muß ja schauen, daß 
auch der eine oder andere Schwarze mitbe­
kommt, wen man künftig wählen soll. (Beifall bei 
der FPÖ. - Abg. Kr af t: Also doch Gugerbauer­
Plakate.') 

Hohes Haus! Genaugenommen war es ja eine 
beschämende Argumentation, derer sich die Ver­
treter der beiden Regierungsfraktionen beflei ßigt 
haben. Ich bin nicht immer einer Meinung mit 
dem Abgeordneten Fux von den Grün-Alternati­
ven, abe~ heute hätte man seinen alten Vorschlag 
schon aufgreifen dürfen. Fux ist nämlich dafür, 
daß zumindest zeitweise Übertragungen der Par­
lamentssitzungen auch im Fernsehen zu sehen 
sind. Und ich hätte mir das heute gewünscht. 
(Abg. Dr. Ca p: Ganz schön eitel!) 

Herr Kollege Cap, heute hätte ich gewünscht: 
Mehr Cap ins Fernsehen! Ihre Argumentation 
heute hätte ich mir in viele Hunderttausende 
Haushalte, vor allen Dingen sozialdemokratische 
Haushalte übertragen gewünscht (Ruf: Erklären 
Sie den Kämmer LandesH/ahlkampf'). damit die 
Menschen wissen, wie großzügig, wie unverant­
wortlich Sie mit den Steuergeldern auch der Ar­
beitnehmer umgehen. (Beifall bei der FPÖ. -
Abg. Dr. Ca p: Das ist tocal pharisäerhaft. was Sie 
da sagen.') 

Sie können die Parteienförderung durch diesen 
Griff in die Taschen der Steuerzahler ja ohne wei­
teres verdoppeln, aber ich darf Ihnen eines versi­
chern, meine sehr geehrten Damen und Herren 
von den Regierungsfraktionen: Die kommenden 
Nationalratswahlen werden Sie auch mit diesen 
zusätzlichen Millionen nicht entscheiden. (Abg. 
He sou n: Die Rechnung von den Haider-Rund­
flügen gib her!) Die nächsten Nationalratswahlen, 
und die kommen ja schon 1990, werden durch 
eine Währung entschieden, über die Sie nicht ver­
fügen, nämlich durch die Währung Glaubwürdig­
keit. Die wird entscheidend sein. (Beifall bei der 
FPÖ. - Abg. EI f71 eck e r: Die neue Währung ist 
der .. Bären-Taler",' - Weitere Zwischenrufe bei 
SPÖ und ÖVP.) 22.23 

Präsident: Zum Wort gelangt Herr Abgeordne­
ter Dr. Heinz Fischer. 

22.23 
Abgeordneter Dr. Fischer (SPÖ): Herr Präsi­

dent! Meine Damen und Herren! Ich muß zuge­
ben, daß Kollege Dr. Taus mit der einen Bemer­
kung recht gehabt hat, daß es vielleicht mißver­
standen werden könnte, daß wir die Debatte vom 
Freitag auf den Donnerstag vorverlegt haben, ob­
wohl wir in der Präsidialkonferenz wirklich in be­
ster Absicht und sogar einvernehmlich diese Ent­
scheidung getroffen haben. Ich möchte jetzt nicht 
einen zweiten Fehler machen und mich lieber 
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beim letzten Punkt nur auf wenige Sätze be­
schränken, als die Rede des Kollegen Gugerbauer 
jetzt unerwähnt im Raum stehen zu lassen. 

Ich brauche gar nicht lange, Kollege Gugerbau­
er. (Abg. Dr. G u ger b a Cl e r: Wir haben am bis­
herigen Verlauf gesehen. daß Sie es sehr kurz ma­
chen.') Aber erstens einmal: Wenn Sie von "dirty 
tricks" sprechen, ... (Abg. Dr. G Cl ger b a Cl e r: 
Der HeSOlln soll es einmaL übersetzen.') 

Herr Kollege Gugerbauer, ich habe immer 
noch einen Funken Illusion, daß Sie zu einem 
ernsten Gespräch bereit sind. (Abg. H e i fl Z i n -
ger: lrrtllln.') Tun Sie nicht alles, um das zu wi­
derlegen! Herr Kollege Gugerbauer. wenn wir un­
ter vier Augen über dieses Thema gesprochen ha­
ben - und ich bleibe bei meiner Gewohnheit. 
über Vieraugengespräche nicht öffentlich zu be­
richten -, so waren es doch wenigstens ernste 
Gespräche. ~arum sind Sie denn nicht in der 
Lage, wenn Offentlichkeit besteht und wenn wir 
uns hier im Plenum des Nationalrats unterhalten, 
das auch ernst zu besprechen? (Abg. Helmulh 
S t 0 c k e r: Jetzt sind \t'ir am Punkt! - Abg. 
K r a f t: Das ist die blaue Ehrlichkeit.') 

Ich sage Ihnen, wir wollten die aktuellsten Na­
tionalratswahlergebnisse und die Stärkeverhält­
nisse dieser Nationalratswahlergebnisse zugrunde 
legen. Und ich kann ja nicht der Wahlkampfko­
stenausgabenrechnung das Wahlresultat von 1990 
zugrunde legen. (Abg. Dr. D i I f e r s b erg e r: 
Warum Iliclu?) Das ist doch völlig unmöglich. Es 
ist also eine völlig legitime und normale Sache, 
daß wir sagen: Als Berechnungsgrundlage gelten 
die letzten Nationalratswahlen. IAbg. Dkfm. HoL­
ger Ball e r: Warum?) 

Kollege Gugerbauer, Sie haben zitiert und ha­
ben etwas getan, was eigentlich einer solchen 
Auseinandersetzung unwürdig ist, nämlich dort 
zu zitieren aufgehört, wo eine sehr entscheidende 
Bestimmung kommt, nämlich daß ein Mindest­
plafond von Ausgaben für jede Partei festgelegt 
wird. Wir haben da einmal 12 Millionen Schilling 
als Diskussionsgrundlage hineingeschrieben, das 
ist für die grüne Fraktion etwa das Doppelte des 
dem Prozentsatz bei der letzten Nationalratswahl 
entsprechenden Betrages. 

Wenn es der entscheidende Punkt ist, daß Ih­
nen diese Summe zu niedrig ist, machen Sie einen 
anderen Vorschlag! Da brauche ich mit keinem 
meiner Kollegen und auch nicht mit der ÖVP zu 
reden, wir akzeptieren jeden Vorschlag, den Sie 
hier machen. Nur wollten wir eines nicht tun: daß 
wir Tür und Tor der Argumentation öffnen, wie 
hoch dieser Betrag ist, den wir Ihnen da zumuten, 
und daß daraus eine Polemik entstehen könnte. 

Unser Vorschlag war: Den Kosten ist das zu­
grunde zu legen, was die Partei bei der letzten 

Nationalratswahl an Ergebnissen bekommen hat, 
aber jedenfalls ein Mindestplafond von 12 Mil­
lionen Schilling. Da können Sie mit einem besse­
ren Vorschlag kommen, wenn Sie einen haben, 
aber Sie können das nicht als "dirty trick" be­
zeichnen. (Beifall bei SPÖ und Ö VP. - Abg. Dr. 
G u ger bau e r: Sie ~1/aren ja nicht verhandlungs­
bereit.' Sie HJollten zuerst die Abstimmung, dann 
das Gespräch!) 

Jetzt komme ich gleich zum Thema Verhand­
lungsbereitschaft. Herr Kollege Gugerbauer! Sie 
haben diese Chronologie wirklich nicht fair und 
nicht vollständig zitiert, die Chronologie dieser 
Idee Wahlkampfkostenrefundierung nach Muster 
Bundesrepublik Deutschland, nach Muster Groß­
britannien, nach Muster anderer Demokratien. 
Gestern hat mir ein Besucher aus Budapest er­
zählt, daß sie im ungarischen Parlament dem­
nächst einen Beschluß auf 100 Millionen Forint 
Wahlkampfkostenrefundierung fassen werden, 
weil sie das auf ihrem Weg zu einer voll funktio­
nierenden politischen Demokratie für demokra­
tisch notwendig halten. Eine ganz interessante In­
formation, die wir da bekommen haben. 

Wenn wir uns also ein solches System ernsthaft 
überlegen, dann weiß ich schon, wie problema­
tisch das ist. Und ich habe ein bißchen gezögert, 
ob lind zu welchem Zeitpunkt Kollege König 
oder ich oder wir beide zu den Oppositionspartei­
en gehen sollen. So naiv bin ich auch nicht, um 
nicht zu wissen, daß man sich dann da herstellen 
kann und solche Reden halten kann, wie Sie es 
jetzt getan haben. (Zwischenruf des Abg. Dr. G u -
gerbauer.) 

Ich habe gehofft. daß man auch anders reagie­
ren kann auf ein solches Anliegen, und bin da 
wieder eines Besseren belehrt worden, aber jeden­
falls am Anfang habe ich ~len Eindruck gehabt, da 
sind Politiker in der FPO und bei den Grünen, 
mit denen man bei allen politischen Differenzen, 
die wir haben, und bei all ihrem Bemühen, das ich 
ja kenne, meinen Freunden Lacina oder Vranitz­
ky oder wem immer eines an der Ehre zu verpas­
sen, wenigstens über manche Dinge vernünftig 
reden kann. 

Die ersten Reaktionen waren auch durchaus 
vernünftig, und ich gebe zu, ich habe selbst ge­
sagt: Ich habe nur dann ein wirklich gutes Gewis­
sen vor der österreichischen Öffentlichkeit, wenn 
wir ein solches Gesetz mit einem ernstgemeinten 
Abkommen, mit einer ernstgemeinten Maßnah­
me zur Beschränkung der Wahlkampfkosten ver­
binden. (Abg. Dr. G u ger bau e r: Korrekt!) Auf 
dieser Basis, haben Sie gesagt, können Sie sich das 
vorstellen. (Abg. Dr. G II ger bau e r: Korrekt!) 

Jetzt gehe ich noch einen Schritt weiter. Viel­
leicht haben wir nach der Beschlußfassung im 
Budgetausschuß zu lange gezögert, die Verhand-
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lungen über dieses Wahlkampfkostenabkommen 
in Schwung zu bringen (Abg. Dr. G II ger­
bau e r: Noch einmaL korrekt!), nur ich habe na­
türlich auch eines gemerkt - und so naiv war ich 
nicht, das nicht zu sehen -: Ab einem gewissen 
Zeitpunkt, als eine gewisse Zeitung mit einer ge­
wissen Auflage in einer gewissen Weise über die­
ses Projekt informiert hat (Abg. HeLmlllh S to k -
k e r: Es ist immer die gLeiche! - Abg. Dr. G II -

ger bau e r: Lassen Sie die .. AZ" aus dem 
Spiel!), habe ich von Ihrer Seite und auch von der 
zweiten Oppositionspartei - und es tut mir leid, 
daß Kollege Wabl nicht mehr da ist - nur mehr 
Äußerungen in einer ganz bestimmten Richtung 
bemerkt. 

Und ich habe noch etwas gemerkt: Etwa eine 
Woche bevor ich Ihnen dieses Übereinkommen 
zugeschickt habe, habe ich selbst ein Gespräch 
mit Ihrer Generalsekretärin, Frau Schmidt, ge­
führt, und nach fünf Minuten dieses Geseräches 
habe ich gewußt, wie die Haltung der FPO ist -
ich habe 15 Zeugen dafür, denn ich habe im Par­
teipräsidium der SPÖ darüber berichtet -, denn 
die Frau Schmidt hat folgendes gesagt: Wir sind 
... (Abg. Dr. G 11 ger ball e r: Das ist schon ein 
Zeuge für Sie, wenn Sie berichten? Jetzt wissen 
h'ir, wie Zeugeneinvemahmen zustallde kommen.') 
Ja warum sollen 15 Personen im Parteipräsidium 
nicht Zeugen dafür sein. was ich damals berichtet 
habe? (Abg. Dr. G II ger b alte r: Fiir das, was 
Sie berichtet haben, aber nicht für das, was Sie mit 
der Frau Schmidt besprochen haben.') Unterstel­
len Sie mir. daß ich dort die Un~ahrheit gesagt 
habe? (Zahlreiche Rufe bei der SPO: Unerhört.' -
Abg. Dr. Sc h ra fl z: Wie der Schelm denkt, .... ') 

Sie können die Frau Schmidt selber fragen. Ihr 
Anliegen war: Wahlkampfkostenbeschränkungja, 
aber selbstverständlich für jede der vier Parteien, 
egal, ob sie 5 oeler 50 Mandate, ob sie 8 oder 
80 Mandate hat, gleich hoch! (Rufe: Aha.' - Iro­
nische Heiterkeit bei SPÖ und ÖVP.) 

Und da haben wir gesagt: Ja, liebe Frau Gene­
ralsekretärin, das ist doch ein Ansinnen. so, als ob 
ich in der Wirtschaft eine Werbebeschränkung 
mache und sage: Der Herr Segl, die Greißlerei in 
der Reichsratstraße, und die Firma Meinl dürfen 
nur die gleichen Werbebudgets verwenden, sonst 
gibt es keine Wettbewerbsgleichheit. 

Das kann doch kein seriöser Vorschlag sein. 
Das gibt es auch in keiner europäischen Demo­
kratie. Sie müssen doch Verständnis dafür haben, 
daß eine Partei, die über 80 Mandate und 2 Mil­
lionen Wählerstimmen verfügt, andere Verpflich­
tungen und andere Notwendigkeiten hat und daß 
man irgendwie auf die Größenordnungen Rück­
sicht nehmen muß. 

Und da hat die Freiheitliche Partei deutlich zu 
erkennen gegeben: Ein Wahlkampfkostenbe-

schränkungsabkommen kommt für die FPÖ nur 
in Frage - ich kenne die Position der Grünen 
nicht -, wenn der Plafond für SPÖ, ÖVP, Frei­
heitliche und Grüne gleich hoch ist. Und ich bitte 
vielmals um Verständnis dafür, daß wir ab diesem 
Zeitpunkt den Eindruck gehabt haben: Das ist ein 
Vorschlag, der nicht darauf abzielt, dieses Wahl­
kampfkostenübereinkommen zustande zu brin­
gen, sondern der darauf abzielt, es uns unmöglich 
zu machen, eine Lösung zu finden. (Abg. Dr. 
G u ger ball e r: Kollege Fischer.' Wie hoch sollte 
dieser Plafond sein?) Gleich hoch für jede Partei. 
Das war das Prinzip, das Frau Schmidt vertreten 
hat. Er muß gleich hoch für jede Partei sein. 
(Abg. Dr. G II ger ball e r: Wie hoch? Das kann 
100 Millionen alich sein.') Ja aber, Herr Kollege, 
dann brauchen wir doch kein Abkommen, wenn 
wir 100 Millionen für jede Partei festlegen. (Bei­
fall des Abg. Dr. Schwimmer.) 

Daher war es dann nur mehr zielführend - ich 
berichte das ganz genauso, wie es sich abgespielt 
hat -, daß sich wenigstens die beiden Regie­
rungsparteien zusammensetzen und ein Abkom­
men machen. Und auch den Inhalt dieses Abkom­
mens haben Sie nicht fair wiedergegeben, Herr 
Kollege Gugerbauer. Denn das Abkommen be­
steht aus zwei Artikeln, einem Artikel 1, wo wir 
eine Verbindung herstellen wollten - und ich 
glaube, daß das vernünftig wäre - zwischen der 
Höhe der Refundierung eier Wahlkampfkosten 
und den Wahlkampfkostenbegrenzungen, und ei­
nem Artikel 2, wo wir uns ganz genau und detail­
liert zu verschiedenen Beschränkungen verpflich­
ten. 

Herr Kollege Gugerballer! Das sind nicht sechs 
Wochen. Diese Bestimmungen treten spätestens 
ab 1. Juli in Kraft. Für eine Nationalratswahl im 
Oktober oder November sind das etwa vier Mo­
nate: Juli, August, September ... (Abg. Dr. G Lt -

ger ball e r: Wo steht das?) Wo das steht? (Abg. 
Dkfm. Ho/ger Ball er: Wann die Nationalrats­
wahlen stattfinden!) Herr Kollege Gugerballer! Es 
steht - und ich hoffe, Sie haben das ganz gelesen 
und nicht nur die erste Seite - auf Seite 10 unter 
Punkt 4/3: "Dieses Übereinkommen tritt mit dem 
Tag der Kundmachung des Wahltermins, späte­
stens jedoch mit 1. Juli 1990 in Kraft. Bei einer 
Nationalratswahl im Jahre 1990 bei gesetzmäßig 
auslaufender Legislaturperiode und Wahl irgend­
wann im Oktober oder November ist die Aussage, 
die Sie hier gemacht haben, daß sich all diese 
Summen auf sechs Wochen beziehen, eklatant 
falsch. Diese Summen beziehen sich auf den Zeit­
raum vom 1. Juli bis zum Wahltag im Oktober 
oder entsprechend vorverlegt. (Abg. Dr. Fr i -
sc he n s chi ag e r: Kollege Fischer! Sie führen 
flur einen zusätzlichen Absatz im Paragraph 2 Par­
teiengesetz ein!) Das ist ein Abkommen, das über 
das Gesetz hinaus Gültigkeit hat. Und Abkom­
men, die wir für die Zeit vom 1. Juli bis zum 
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Wahltag abschließen, gelten für die Zeit vom 
1. Juli bis zum Wahltag. (Abg. Dr. Fr i sc h e n -
s chi ag e r: Herr Kollege Fischer! Genau das 
wäre ein Punkt, der so gut gewesen wäre. wenn wir 
ihn gesetzlich verankert häuen.') 

Meine Damen und Herren! Ich will schon zum 
Schluß kommen. Ich habe den Eindruck, daß sich 
alle vier Parteien hier im Nationalrat in Wirklich­
keit dieses demokratiepolitischen Problems recht 
genau bewußt sind und daß Sie, meine Damen 
und Herren von der Freiheitlichen Partei, sehr 
ernsthaft überlegt haben, ob das nicht ein kluger, 
ein vernünftiger, ein auch vor den kritischen Au­
gen der Öffentlichkeit zu rechtfertigender Schritt 
ist. Ich nehme zur Kenntnis, daß Sie sich. aus wei­
chen Überlegungen auch immer, im Gegensatz zu 
Ihrer Haltung im Kärntner Landtag entschlossen 
haben, das doch nicht zu tun. 

Aber dann wäre es doch recht und billig, zu 
sagen: Wir haben es ernsthaft überlegt. wir ken­
nen die Argumente, die dafür sprechen. wir sind 
aber Oppositionspartei, wir stimmen dagegen. 
Dann hätte ich Respekt vor Ihnen. Aber wenn Sie 
dann letztlich dagegen stimmen - obwohl Sie 
ernsthaftest überlegt haben, dem zuzustimmen. 
im Wissen, daß es ja gute Argumente dafür gibt 
- und plötzlich so tun, als ob das die mieseste 
Sache der Welt wäre, für die sich jeder anständige 
Demokrat genieren muß, dann ist das eine unfai­
re, eine Ihrer nicht würdige Haltung! Das muß in 
diesem Haus klar und deutlich gesagt werden. 
(Beifall bei SPÖ und ÖVP.) ::::.36 

Präsident: Als nächster zu Wort gemeldet hat 
sich Herr Abgeordneter Smolle. Ich erteile es 
ihm. 

22.36 
Abgeordneter Smolle (Grüne): Herr Präsident! 

Meine Damen und Herren! Ich hätte mich an sich 
nicht gemeldet, aber es hat mich etwas gestört. 
(Abg. Dr. Sc h w im m e r: Wäre eh besser gewe­
sen.' - Weitere Zwischenrufe.) Nun, wird es halt 
länger dauern, wenn ihr sinnlose Zwischenrufe 
macht. Mir ist es gleich. (Ruf bei der ÖVP: "Ge­
fährliche Drohung".') 

Mich hat Ihre Äußerung, Herr Klubobmann 
Fischer, gestört, mit der Sie unseren Klubobmann 
in Zusammenhang mit der "Kronen-Zeitung" ge­
bracht haben, so, als ob er seine Meinung geän­
dert hätte nach der "Kronen-Zeitung". Ich möch­
te deshalb einige Dinge hier aufklären. (Wellere 
Zwischenrufe bei der ÖVP.) Dann warten wir 
halt. 

Ich habe überhaupt kein Schuldgefühl, weil ich 
nämlich hier eine andere Haltung habe, als die 
Grün-Alternative Partei mehrheitlich beschlossen 
hat. Vielleicht ist es noch erlaubt, auch diese Mei­
nung hier zu vertreten. (Zwischenrufe bei SPÖ 

und ÖVP.) Warten wir halt, ist ja gleich. Ich habe 
Zeit. (Abg. Sc h i e der: Wir sind ja nicht in der 
Schule, daß wir alle still sein müssen!) Dann seid 
halt nicht still, ich habe auch nichts dagegen. 
Aber ich habe gedacht, daß es Sie vielleicht inter­
essiert, auch die Meinung desjenigen zu erfahren, 
der im Budgetausschuß zugestimmt hat. (Abg. 
Sc h i e der: Dann mußt du reden.') Ja, bitte, das 
will ich hier erklären. . 

Meine Damen und Herren! Ich habe. als ich 
von den Anträgen erfahren habe, daß die Partei­
enfinanzierung und speziell auch die Finanzie­
rung für die Bildungsanstalten der Parteien er­
höht werden soll, gesagt, ich schaue mir die An­
träge an. Ich habe das von meinem Klubobmann 
erfahren und danach gesagt, ich schaue mir die 
Sachen an. Und ich habe folgende Meinung ver­
treten, die ich mich auch hier klar zu vertreten 
nicht scheue. 

Ich bin erstens der Auffassung - nicht nur des­
halb, weil ich Finanzreferent des Klubs bin -, 
daß wir dringend Geld brauchen. Ich bin auch der 
Meinung, daß der Klub relativ gut wirtschaftet. 
Wir können noch das Auslangen finden mit dem, 
was wir bekommen. Ich sehe aber große Schwie­
rigkeiten, seit es die Parteienkürzung gegeben 
hat. daß die Partei mit diesem Geld arbeiten 
kann, vor allem, weil sie in Erwartung einer etwas 
höheren Zuwendung relativ mutige Verträge ge­
macht hat. Man könnte sagen: Relativ ungeübte 
Leute haben relativ mutige Verträge gemacht. 
(Abg. Dr. Sc h w im m e r: Das ist ehrlich.') 

Ich bekenne mich dazu, daß man Fehler ma­
chen kann, aber man muß diese dann auch sanie­
ren können. Und ich bin der Auffassung, daß 
Parteien dringend notwendig sind, daß sie finan­
ziert werden müssen und daß man wohl auch fest­
stellen kann, was man in etwa braucht. Deshalb 
bin ich zum Beispiel der Auffassung, daß der 
Klub als solcher, der Grüne Klub - ich weiß 
nicht, wie das bei Ihnen ist -, über genügend 
Geld verfügt, vielleicht, weil wir etwas präziser 
wirtschaften. (Abg. Sc h i e der: Wir haben rela­
tiv weniger!) Laßt mich bitte ausreden, sonst dau­
ert es nur noch länger! 

Ich war nämlich der Auffassung, daß es zwi­
schen den Parteien zu einem Abkommen kom­
men wird, das einige ganz wichtige Bereiche bein­
halten soll. Und darüber habe ich mit meinem 
Klubobmann gesprochen, und ich stehe auch 
dazu, nämlich daß wir unbedingt, wenn wir hier 
zustimmen, eine Offenlegung der Parteifinanzen 
erreichen müssen, sodaß letztlich jeder Bürger 
nachsehen kann - nicht nur in Wahlkampfzei­
ten, sondern immer -, was die Partei wofür auf­
gewendet hat. 

Zweiter Punkt: Wir sind der Auffassung, daß 
die Politikergehälter und auch der Vermögens-
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stand der Politiker offengelegt werden müssen. 
(Abg. Dr. Sc h w i m m e r: Sind doch offengelegt 
im Bundesgesetz.') Ich meine nicht nur die Gehäl­
ter. die jemand aufgrund seiner Funktion bezieht, 
sondern sein Einkommen, das er in der Zeit, wäh­
rend er im Parlament ist oder eine andere öffent­
liche Funktion ausübt, hat. Das ist ganz klar. 
(Abg. Dr. B l e n k: Auch das private Einkom­
men?) Auch das private Einkommen. (Abg. Dr. 
B L e fl k: Auch wenn er Unternehmer ist?) Auch 
wenn er Unternehmer ist, jawohl. 

Weiters bin ich der Meinung, daß es nicht ver­
nünftig ist, daß Abgeordnete ... (Zwischenruf 
des Abg. Dr. Sc h w im l1l e r.J Ja, ich habe es of­
fengelegt, mitsamt meinem Büro. Ich habe mei­
nen Steuerbescheid offengelegt. Kein Problem! 
(Weitere Zwischenrufe bei der ÖVP.) Die Belege 
sind nachzuvollziehen, weil sie ja vorhanden sind, 
mein lieber Freund. 

Außerdem war ich und bin ich der Auffassung, 
daß es dringend notwendig wäre. auch einen be­
stimmten Betrag für Bürgerinitiativen auszulo­
ten, damit wir die Institution des Petitionsaus­
schusses besser ausstatten können. 

Weiters bin ich der Meinung, daß es nicht sinn­
voll ist, daß Abgeordnete an ihre Parteien Beträge 
bezahlen. Und hier war unser Vorschlag, daß die 
Abgeordnetengehälter um diese Beträge gekürzt 
werden sollen und daß diese Beträge sozusagen 
. . . (Abg. Fis (e r: Ich gebe das jrei;viLlig, das 
geht dich gar nichts an!) Ja, in Ordnung. Trotz­
dem finde ich es nicht richtig und nicht vernünf­
tig. Du kannst natürlich spenden, was du willst, 
aber das ist faktisch wie eine Parteisteuer. 

All diese Dinge, meine Damen und Herren, 
hätten wir transparent und offen gestalten kön­
nen. Aber das haben wir eben nicht gemacht. Die­
ses Paket wurde nicht geschnürt. Und als ich gese­
hen habe, daß das, was Klubobmann Fischer ver­
sprochen hat, nicht geschieht, habe ich gesagt: 
Unter diesen Umständen gehen wir den Weg 
nicht mehr mit! Das ist ganz klar. Wir wollten 
umfangreiche Transparenz hineinbringen, umfas­
sende Transparenz in Politikereinkommen und 
auch in Einkommen von Parteien, denn wir ha­
ben hier nichts zu verbergen, so hoffe ich, meine 
Damen und Herren. Das wäre der mutige neue 
Schritt gewesen. 

Ich bekenne mich dazu - ich sage das noch 
einmal ganz klar - , daß Parteien Finanzen brau­
chen. Aber dann hat der Bürger, vor allem wenn 
er überwiegend da "hineinsteuert" , auch An­
spruch darauf, zu sehen, wie und wofür das Geld 
verwendet wird. Das sind ganz einfache Formeln. 

Weil Sie diesen begonnenen geraden Weg ver­
lassen haben, der dann eben krumm geworden ist, 
haben wir Grünen gesagt: Hier gehen wir nicht 

mehr mit! Und ich kann ganz klar sagen: Die 
"Kronen-Zeitung" ist mir in diesem Zusammen­
hang persönlich völlig gleichgültig. (Beifall bei 
den Grünen. - Abg. Dr. Sc h IV i m m e r: Werdet 
ihr einen Antrag auf Parteienfinanzierung stellen 
oder nicht? - Abg. S nz 0 Li e: Ich bin flicht die 
Partei!) 22.43 

Präsident: Zum Wort ist niemand mehr gemel­
det. Die Debatte ist geschlossen. 

Wünscht der Herr Berichterstatter das Schluß­
wort? - Das ist nicht der Fall. 

Wir kommen zunächst zur Ab s tim m u n g 
über den Antrag, den Gegenstand an den Verfas­
sungsausschuß rückzuverweisen. 

Ich bitte jene Damen und Herren. die diesem 
Antrag zustimmen, um ein entsprechendes Zei­
chen. - Das ist die M i n der he i t. Ab ge -
I eh n t. 

Wir kommen jetzt zur Abstimmung über den 
Entwurf samt Titel und Eingang in 1165 der Bei­
lagen. 

Hiezu liegt ein Abänderungsantrag der Abge­
ordneten Dr. Cap, Dr. Taus und Genossen vor, 
der sich auf Artikel I Z. 1 § 2a Abs. 1 bezieht. 

Ich lasse daher zunächst über Artikel 1 Z. 1 
§ 2a Abs. 1 des Gesetzentwurfes in der Fassung 
des Abänderungsantrages der Abgeordneten Dr . 
Cap, Dr. Taus und Genossen abstimmen. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die sich da­
für aussprechen, um ein Zeichen der Zustim­
mung. - Das ist die Mehrheit. Angenommen. 

Ich bringe sogleich die restlichen, noch nicht 
abgestimmten Teile des Gesetzentwurfes samt Ti­
tel und Eingang in der Fassung des Ausschußbe­
richtes zur Abstimmung und ersuche jene Damen 
und Herren, die dafür sind, um ein bejahendes 
Zeichen. - Das ist mit Mehrheit angenommen. 

Wir kommen sogleich zur dritten Lesung. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die diesem 
Gesetzentwurf auch in dritter Lesung zustimmen, 
um ein Zeichen. - Der Gesetzentwurf ist somit 
auch in dritter Lesung mit Me h r h e i t a n ge -
no m men. 

2. Punkt: Erste Lesung des Antrages 289/ Ader 
Abgeordneten Smolle und Genossen betreffend 
ein Bundesgesetz, mit dem das Bundes-Verfas­
sungsgesetz in der Fassung von 1929, zuletzt ge­
ändert durch BGBl. Nr. 685/1988, geändert wird 

3. Punkt: Erste Lesung des Antrages 2901 Ader 
Abgeordneten Smolle und Genossen betreffend 
ein Bundesgesetz, mit dem das Bundesgesetz vom 
27. November 1970 über die Wahl des National-
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rates (Nationalrats-Wahlordnung 1971), BGBI. 
. Nr. 391/1970, zuletzt geändert durch BGBI. 

Nr. 19/1988, geändert wird 

Präsident: Wir gelangen nunmehr zu den 
Punkten 2 und 3 der Tagesordnung: Es sind dies 
die ersten Lesungen der Anträge 

289/ A der Abgeordneten Smolle und Genossen 
betreffend ein Bundesgesetz, mit dem das Bun­
des-Verfassungsgesetz geändert wird, sowie 

290/ A der Abgeordneten Smolle und Genossen 
betreffend ein Bundesgesetz, mit dem die Natio­
nalrats-Wahlordnung geändert wird. 

Wir gehen in die Debatte ein. 

Das Wort erhält zunächst Herr Abgeordneter 
Smolle. Ich erteile es ihm. 

22...15 
Abgeordneter Smolle (Grüne): Herr Präsident! 

Hohes Haus! Meine Damen und Herren! Wir 
Grüne haben einen ~utigen Schritt gewagt und 
einen Vorschlag zur Anderung der Nationalrats­
Wahlordnung zu erarbeiten versucht. Erlauben 
Sie mir, ein paar grundsätzliche Bemerkungen zu 
dieser Problematik vorzutragen. 

Ich stelle an elen Anfang meiner Ausführungen 
die Betrachtungen über elie repräsentative Demo­
kratie von John Stuart Mill - ich zitiere -: 

"Das Parlament ist gleichzeitig Beschwerdeaus­
schuß eier Nation und Kongreß der Volksmei­
nung, ein Forum, auf dem nicht nur die vorherr­
schende Meinung des Volkes, sondern auch ein­
zelner Gruppierungen und, soweit als möglich, 
die Meinung jener bedeutenden Persönlichkeiten 
aus seiner Mitte auftreten und die Diskussion her­
ausfordern kann, wo jeder darauf rechnen darf, 
einen Vertreter seiner Ansicht zu finden, der das, 
was er selbst denkt, ebenso gut und noch besser als 
er ausspricht, und zwar nicht ausschließlich vor 
Freunden und Parteigenossen, sondern angesichts 
von Gegnern, gegen deren Angriffe sich seine 
Meinung behaupten muß." 

Ich habe dieses Zitat an den Anfang gestellt, 
weil es einfach bedeuten soll, daß wir uns ganz 
klar zu dieser parlamentarischen Demokratie, zu 
dieser repräsentativen Demokratie bekennen und 
eben auch zu den Parteien, die Wesentliches in 
diesem Zusammenhang zu leisten haben. 

Wenn wir uns die Wahlrechtsentwicklung seit 
1945 ansehen, so können wir feststellen, daß es 
bisher immer Reformen zum Besseren waren, 
und das macht uns eigentlich auch mutig, in die­
ser Sache aktiv zu werden. Es wurden zum Bei­
spiel Vorzugsstimmensysteme eingeführt, der 
Amtliche Stimmzettel etwa im Jahre 1957, das 
Reihen und Streichen von Kandidaten, das Her-

absetzen des Wahlalters, eine Erweiterung der 
Wahlberechtigten und - man kann das ohne wei­
teres auch sagen - vor allem in den späten siebzi­
ger Jahren eine immer stärker werdende Propor­
tionalisierung des Wahlrechtes. 

Diese eigentlich gute Tradition des österreichi­
schen Wahlrechtes konnten wir fortsetzen. meine 
Damen und Herren. Hier konnten wir mit unse­
rem Antrag ansetzen. Es ist bedauerlich, daß, ob­
wohl wir uns in kleinen Gruppen sehr bemüht 
haben, uns gemeinsam mit den anderen Parteien 
intensiv mit der Frage der Wahlrechtsreform zu 
befassen - wir haben auch versucht, einiges be­
reits im gewissen Sinn abzusprechen, aufeinander 
abzustimmen -, elie Großparteien, wie es 
scheint, doch nicht den Mut haben, den großen 
Wurf einer ganz wichtigen Reform hier anzuge­
hen, nämlich der Wahlrechtsreform. 

Wenn auch die Geschichte nur durch ein Er­
kenntnis eies Verfassungsgerichtshofes veranlaßt 
wurde - "nur" bezieht sich hier auf den relativ 
schmalen Bereich, zu dem uns elas Verfassungsge­
richt aufgefordert hat -. so war sie doch Anlaß 
genug für eine Diskussion, die leider in letzter 
Zeit wieder, man kann sagen, ruhig entschlafen 
ist. Es sind eben einfach, meine Damen und Her­
ren, Macht- und partikuläre Interessen immer 
stärker in den Vordergrund gerückt, und man hat 
gesagt: Bevor wir alles wieder aufrühren, bevor 
wir uns quasi wieder vor allem nur Feinde schaf­
fen, ist es besser, wir lassen die Materie. so wie sie 
ist, und wir machen so weiter. 

Aber ich glaube, es sollte uns der Mut da wirk­
lich nicht verlassen. Es gibt ganz wichtige Perso­
nen, die sich diesbezüglich verdient gemacht ha­
ben. Ich nenne zum Beispiel von der ÖVP Kohl­
maier und Neisser und in der Folge dann vor al­
lem Kollegen Bruckmann, der sich selbst sehr in­
tensiv und auch mit uns und mit seinen Parteikol­
legen bemüht hat, da eine Veränderung zu 
bewirken. Ich hoffe - soweit ich erfahren habe, 
gibt es bei der ÖVP nun neue Verantwortliche in 
diesem Bereich -, daß es hier doch zu einer wei­
teren Zusammenarbeit kommt. 

Ich muß hier auch die Frau Präsidentin - nein, 
sie ist nicht da - loben, die vor einigen Tagen 
gesagt hat, man müßte das Parlament stärken. 
(Unruhe im Saal.) Ich weiß, aber es ist erste Le­
sung. Hoch lebe die Präsidiale, die solche Mate­
rien für diese Zeit ansetzt! Unter Präsidiale in 
diesem Zusammenhang meine ich auch meinen 
Klubobmann, damit man mich recht versteht. 

Ich möchte kurz die Hauptschwerpunkte des 
grünen Antrags erläutern. Erstens kommt es ... 
(Zwischenruf des Abg. Hai ger mo s er.) Höre 
ihn dir an, lies ihn dir durch, dann kannst du ihn 
kritisieren, aber nicht mit so sinnlosen Zwischen-
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bemerkungen. Wenn dir fad ist, dann gehe in die 
Cafeteria! 

Erstens: Ausweitung des Kreises der Wahlbe­
rechtigten, Senkung des aktiven und passiven 
Wahlalters. Wir glauben, man sollte eine stärkere 
Mitwirkungsmöglichkeit für den jungen Men­
schen schaffen: aktives Wahlalter 16 Jahre, passi­
ves Wahlalter 19 Jahre. 

Wahlrecht auch für Strafgefangene: Ich glaube, 
das wäre auch sehr wichtig, denn es ist nicht ein­
zusehen, warum man Strafgefangene von diesem 
Bürgerrecht ausschließen soll. Es gibt dafür keine 
ernst zu nehmende Begründung. 

Wichtig wäre auch die Einbeziehung von durch 
das Sachwaltergesetz betroffenen Personen. Ich 
möchte in diesem Zusammenhang auch auf einen 
Fehler hinweisen, der uns unterlaufen ist: § 24 
unseres Antrages wäre zu streichen. 

Wichtig wäre es, eine möglichst vollständige 
und vollkommene Proportionalisierung des 
Wahlrechtes zu erreichen. Das bedeutet - und 
das ist eine sehr zentrale Angelegenheit -: keine 
Sperrklauseln, keine Prozenthürclen, keine 
Grundmanclatshürden, die Einführung des Nie­
meyerschen Systems, wie es auch in der BRD ge­
handhabt wird - in diesem Zusammenhang sage 
ich, daß das auch eine Idee war, die vor allem 
Kollege Bruckmann sehr intensiv vorgetragen hat 
-, und Abschaffung des d'Hondtschen Prinzips. 

Wir glauben, daß nur relevante Gruppen ins 
Parlament kommen sollen. Das definieren wir 
sehr einfach damit, daß eben eine Gruppe oder 
eine Person auf sich die Anzahl von Stimmen ei­
nes Mandates vereinigen kann. 

Wichtig ist auch die sich daraus ergebende Auf­
lösung der Wahlkreisverbände. Wir haben eben 
dann nur mehr einen Wahlkreisverband, und es 
gibt dann über Niemeyer einen bundesweiten 
Ausgleich. 

Weiters meinen wir, daß in den großen Wahl­
kreisen Wahlbezirke eingerichtet werden sollen, 
und in diesen Wahlbezirken sollte es vor allem 
möglich sein, das Persönlichkeitswahlrecht inten­
siver auszuüben. Auch hier könnte man Rück­
sicht nehmen auf bestimmte Regionalismen, vor 
allem zum Beispiel in Niederösterreich, aber auch 
in Wien. 

Es wäre einfach die Möglichkeit gegeben für 
den Wähler, zwischen Partei und Kandidat zu 
wählen, man kann fast sagen, gegeneinander zu 
wählen. Auch das wäre sehr vernünftig. Wenn wir 
uns zum Beispiel die Direktstimmen ansehen, so 
gäbe es da ein sehr interessantes Ergebnis. Wenn 
wir dieses System auf die Nationalratswahl 1986 
umlegen, dann hätten wir drei wichtige Personen 
hier, nämlich den früheren Chef der FPÖ, Steger, 

Herr Pöder wäre direkt gewählt worden und auch 
Frau Hubinek. So sieht das aus. Aber die andere 
Stimme könnte auch der Partei gegeben werden, 
und zwar auch einer anderen Partei. Dazu käme 
noch die Möglichkeit der Vorzugsstimme. 

Diese Möglichkeit der Wahl von Direktkandi­
daten steht natürlich dem Wähler offen. Das 
heißt, er kann direkt wählen, wen er will, wem er 
glaubt diese Stimme geben zu müssen. Wenn der 
Wähler diese Idee des Direktkandidaten voll auf­
nehmen würde gemäß unserem System, dann hät­
ten wir zum Beispiel 133 direkt gewählte Kandi­
daten hier im Hause, und das wäre eine beträcht­
liche Anzahl; das wären etwa zwei Drittel. Wenn 
wir das Konzept der Großparteien zugrunde le­
gen würden, wären nur etwa 100 Kandidaten hier 
als Direktkandidaten anzusehen. Das ist natürlich 
nur eine Möglichkeit, es kommt darauf an, ob der 
Wähler davon Gebrauch macht. Da sieht man, 
daß unsere Idee, unser Konzept doch etwas de­
mokratischer ist und vielleicht auch dem Bürger 
mehr Stimmen eröffnet. 

Zu den Vorzugsstimmen ist zu sagen, daß wir 
da das Stimmenerfordernis gesenkt haben, und 
zwar von der Wahlzahl pro Wahlkreis auf 15 Pro­
zent der Wahlzahl. Damit sind wir dem Vorschlag 
der Österreichischen Volkspartei sehr nahe, vor 
allem den Forderungen der Bundesländer Ober­
österreich, Tirol und Salzburg. (Abg. Dr. K hol: 
Vorarlberg.') Vorarlberg habe ich hier nicht; ich 
habe mir nur diese drei Bundesländer aufge­
schrieben. Danke für den Zwischenruf! Also auch 
Vorarlberg. 

Oder die andere Möglichkeit: 3 Prozent der 
Parteistimmen pro Wahlkreis. Ich glaube, auch 
das wäre sehr vernünftig, denn der Bürger könnte 
hier wieder eingreifen lind sozusagen seine Präfe­
renz einfach durch Reihung zum Ausdruck brin­
gen. 

Eine sehr wichtige Institution scheint uns die 
Listenkoppelung zu sein. Interessant ist, daß die 
Listenkoppelung nur bedingt etwas Neues ist. 
(Abg. Dr. DiLL er sb erg er: In Tirol haben wir 
das schon lange.') In der Zweiten Republik ist sie 
etwas Neues, aber soweit ich und meine Mitarbei­
ter das herausbekommen konnten, gab es diese 
Möglichkeit der Listenkoppelung im Bereich der 
Nationalratswahl in der Ersten Republik. Inter­
essanterweise wurde damals ein Kandidat einer 
jüdischen Liste gewählt. Aber bei der nächsten 
Nationalratswahl hat man das natürlich dann 
schon gestrichen. Ich weiß nicht, ob das in irgend­
einem Zusammenhang mit dem Kandidaten war. 
Heute noch, wie gesagt, gibt es dieses Instrument 
in Tirol lind vor allem interessanterweise in der 
Schweiz und in Schweden. 

Zu bedauern ist, daß die Wahlrechtsreform­
kommission im heurigen Jahr nicht mehr einbe-
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rufen wurde. Das war immer so quasi ein Ankün­
digen, Einigen, Ankündigen, Zerstreiten, Wieder­
ankündigen, und es hat eigentlich keine sinnvolle 
Diskussion in .. diesem Zusammenhang gegeben. 
Ich erwähne Außerungen von Gugerbauer und 
Frischenschlager, die einige Male - ich habe ei­
nige Unterlagen dazu - von einer Durchlässig­
keit des Wahlsystems, von Proportionalität ge­
sprochen haben. Gugerbauer hat sich sehr ver­
dient gemacht durch Äußerungen im Jahre 
1984/85 im Rahmen der Debatte über einen 
ÖVP-Antrag zur Wahlordnung, indem er gesagt 
hat: Es müßte dringend vorgesorgt werden, daß 
neue Gruppen ins Parlament kommen, wenn sie 
eine bestimmte Relevanz haben. - Wie ich sehe, 
war er in dem Sinne ein kleiner Prophet, denn bei 
den nächsten Wahlen sind wir Grüne dann tat­
sächlich in das Haus eingezogen. 

Ich möchte auch klar feststellen: Gerade wenn 
man sich die demokratiepolitischen Ziele der 
ÖVP ansieht, so sind wir hier in vielen Bereichen 
ident oder sehr nahe beieinander. Vor allem die 
Artikel und Äußerungen von Kollegen Neisser 
und von Kollegen Bruckmann waren da sehr hilf­
reich und auch für uns sehr interessant. Ich 
möchte sagen, es war für uns gut und angenehm 
und schön, zu sehen, daß es vielleicht doch zu 
einer Demokratiediskussion im Zusammenhang 
mit dem Wahlrecht kommt. 

Aber ich muß natürlich etwas dazu sagen: Man 
hat doch den Eindruck, wenn dann die Parteien 
beginnen, mit der Arithmetik zu arbeiten, vergißt 
man sehr schnell die Demokratie. Und sobald 
man dann noch ein paar sinkende Prozentzahlen 
bei irgendeiner Umfrage sieht, sagt man: Bitte 
lassen wir den ganzen Krempel Demokratie blei­
ben, hoffen wir, daß wir die Stärke behalten, die 
wir haben! Es ist eben traurig, daß das oft von 
tagespolitischen Dingen oder Entwicklungen ab­
hängt und daß es eben dann nicht zum großen 
Wurf kommt. 

Bei der SPÖ ist das auch sehr interessant. 
Wenn !!lan die ganze Tradition durchsieht, so war 
die SPO ja nie sehr begeistert von einer Personen­
wahl. Das können Sie an der ganzen Geschichte 
sehen. Ich erinnere hier n~türlich auch insgesamt 
an die Halt~ng in der SPO, wo man sehr häufig 
bestimmte Außerungen in die Richtung hört und 
sie auch öffentlich wahrnimmt. Ich hoffe, sie sind 
authentisch. Ich zitiere nach einer Zeitung: Ohne 
Partei bin ich nichts. - Diese Haltung zeigt sich 
interessanterweise auch im Zusammenhang mit 
der Frage der Personenwahl. Das zieht sich von . 
Herrn Geyerhahn über Herrn Friedrich Adler 
und bis zu Herrn Fischer, der heute hier im Parla­
ment sitzt. Also man hat keine große Freude mit 
Personenwahlen. 

Dennoch muß man der SPÖ zubilligen, daß sie 
sehr mutig all die Jahre gekämpft hat um eine 

Proportionalisierung. Das ist schon seit dem Er­
sten Weltkrieg so, vor allem aber jetzt in der 
Zweiten Republik. 

Schauen wir uns das ein bißchen an: Zum Bei­
spiel hat im Jahre 1953 die SPÖ 42,1 Prozent und 
73 Mandate erhalten, die ÖVP 41,3 Prozent und 
74 Mandate. Oder, damit Sie die Disproportiona­
lität ein bißchen sehen: Im Jahre 1959 erhielt die 
SPÖ 44,8 Prozent der Stimmen und 78 Mandate, 
die ÖVP 44,2 Prozent und 79 Mandate. (Abg. Dr. 
Marga Hub in e k: Machen Sie es bille recht allS­

führLich. damit wir es genau wissen!) 

Und gerade in diesem Zusammenhang - Frau 
Präsidentin, ich habe Sie schon gelobt, weil Sie 
für die Stärkung des Parlaments eingetreten sind 
(Abg. Dr. Marga H Li bin e k: Aber nicht um 
11 Uhr nachts.'), aber Sie haben dieses Lob nicht 
gehört - wäre auch im Jahre 1966 die Bundes­
kanzler-Frage zu stellen gewesen, meine Damen 
und Herren! 1966 wäre zum Beispiel auch Olah 
in dieses Haus eingezogen. 

Ich bin schon auf der letzten Seite meines Ma­
nuskripts. Meine Damen und Herren! Ich möchte 
vielleicht doch in ein paar Punkten zusammenfas­
sen: Ich glaube, es ist wichtig, daß das Parlament 
offenbleibt für neue Gruppierungen. Wir sollten 
nicht die vier bestehenden Parteien einfach ze­
mentieren, sondern es ist ganz wichtig, offen zu 
sein für Gruppierungen. Und das, glaube ich, 
könnte man ganz einfach damit erreichen, indem 
man als Basis, als einzige Hürde, wenn Sie so wol­
len, letztlich die Erreichung eines Mandates fest­
legen würde. 

Wichtig wäre ein stärkerer demokratischer 
Wettbewerb zwischen den einzelnen Kandidaten. 
Bei der ÖVP heißt es so oft: deregulieren. Hier 
wäre es sehr vernünftig. vieles zu deregulieren, 
damit nicht durch das System Verzerrungen in 
bezug auf die Proportionalität eintreten. 

Ganz wichtig wäre es - und ich unterstreiche 
das einige Male -, den Parteien und Parteisekre­
tären, auch den Bundesgeschäftsführern den 
Zugriff auf Mandate unmöglich zu machen (Abg. 
Dr. K hol: Meinst du den Voggenhuber? Das Lei­
den an Voggenhuber!) - allen, ich bin ja ein ob­
jektiver Mensch -, zumindest aber sehr zu er­
schweren. Letztlich soll der Wähler entscheiden. 
(Präsident Dr. Marga Hub in e k übernimmt 
den Vorsitz.) 

Ein ganz wichtiger Punkt: Die Jugend entschei­
det mit, wenn unser Antrag angenommen wird, 
weil wir das Wahlalter wesentlich niedriger hal­
ten. Vielleicht ist das auch ein Zeichen, eine Re­
aktion von seiten der Grün-Alternativen, weil wir 
gerade in den letzten Tagen erfahren haben, daß 
33 Prozent der jungen Menschen, nicht nur der 
Jungwähler, sondern auch der Jüngeren, die Grü-
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nen unterstützen. (Abg. E l m eck e r: Eine Tele­
fonumfrage. Herr Kollege Smolte.') 

Meine Damen und Herren! Das müßte doch 
ein bißchen besorgt und vielleicht auch ein biß­
ehen mutig machen, mit uns, mit den Grünen 
eine vernünftige neue Ordnung in die National­
ratswahl hineinzubringen. Wir haben das vorge­
legt - ich glaube, für eine kleine Fraktion eine 
beachtliche Leistung, und ich stehe nicht an, mich 
in diesem Zusammenhang vor allem bei unseren 
Mitarbeitern zu bedanken, die hier wirklich ein, 
wie ich glaube, ganz wichtiges Werk geschaffen 
haben - zum Nachdenken, aber vielleicht auch 
zum Unterstützen. Wir werden das ja im Aus­
schuß sehen. - Danke schön. (Beifall bei den 
Grü.nen.) 23.M 

Präsident Dr. Marga Hubinek: Zum Wort ge­
meldet ist Herr Abgeordneter Dr. Khol. 

23.1)4 

Abgeordneter Dr. Khol (ÖVP): Frau Präsiden­
tin! Meine Damen und Herren! Ich möchte gleich 
an Kollegen Smolle anschließen: Ich bin sehr po­
sitiv beeindruckt von der Qualität der Ausarbei­
tung der "grünen" Vorschläge, die ich als wert­
vollen Beitrag zur Diskussion betrachte. In vielen 
Punkten zeigen sie wirklich, daß hier mit Vorbe­
dacht und mit Überlegung der Ball der Diskus­
sion aufgenommen wurde. 

Ich möchte dem Herrn Kollegen Smolle sagen, 
daß wir diese Vorschläge sicherlich in aller Serio­
sität prüfen werden; sie sind ein Beitrag zur Dis­
kussion. Und das sage ich nicht nur deswegen, 
weil sie wirklich - so wie Herr Smolle gesagt hat 
- einige jener Grundsätze herausstellen, die auch 
wir in unseren demokratiepolitischen Äußerun­
gen betonen und die auch in diesem Hohen Haus 
eigentlich unbestritten sind. 

Es sind dies folgende Grundsätze: Man sollte 
vom starren Listensystem zu einem Persönlich­
keitswahlrecht kommen; ich glaube, daß hier die 
auch vom Herrn Kollegen Smolle angeschnitte­
nen Vorzugsstimmenlösungen sehr beherzigens­
wert und sicherlich die Zukunft sein werden. Fer­
ner gehört dazu auch das Prinzip, daß mehr 
Wahlkreise die Bindung zwischen dem Wähler 
und dem Gewählten verstärken sollen; weiters die 
Wahlgerechtigkeit, also die strikte Verhältnismä­
ßigkeit, sodaß das Lotteriespiel von billigen Rest­
mandaten, einmal für den Gigl und einmal für 
den Gogl, ein Ende hat. 

Ein weiterer Punkt, zu dem Herr Smolle wenig 
gesagt hat, der aber in unserer Diskussion im Au­
genblick im Vordergrund steht, ist das Briefwahl­
recht der Auslandsösterreicher. Nicht nur deswe­
gen, weil der Verfassungsgerichtshof ein Macht­
wort gesprochen hat, sondern weil es unsere Pro­
grammatik seit vielen Jahren ist, möchte ich dazu 

auch einige Worte an die Adresse unseres Regie­
rungspartners sagen. 

Ich anerkenne, daß die starren "Fronten" etwas 
in Bewegung geraten sind. Wir werden uns aller­
dings mit einer Lösung, daß eine schriftliche 
Stimmabgabe im Ausland dann möglich ist, wenn 
sie notariell beglaubigt ist, weder jetzt noch in 
Zukunft befreunden können. Das ist eine nicht­
praktikable Lösung. Die Problemliste, die wir 
hier von unseren ausländischen Vertretungsbe­
hörden bekommen haben, ist derart umfangreich 
und weist eine ganze Reihe nahezu unlösbarer 
Fragen auf: daß eine solche Stimmabgabe in man­
chen Ländern rechtlich nicht möglich ist, daß es 
große Schwierigkeiten gibt mit den Fragen der 
Beglaubigung, daß das auch eine Geldfrage ist. In 
manchen Ländern ist die notarielle Beglaubigung 
außerordentlich kostspielig, und ich glaube, man 
sollte das Wahlrecht nicht wieder davon abhängig 
machen, ob es sich jemand finanziell leisten kann 
zu wählen. 

Das schwierigste Problem wird aber wohl die 
Frage der Übersetzung der Beglaubigung sein. 
Ich kann mir jetzt schon sehr gut vorstellen, wei­
che Schwierigkeiten bei der Wahlsprengelbehör­
de in Hintertux auftreten werden, wenn sie von 
einem Auslandsösterreicher einen Stimmzettel 
bekommt, der in japanischer Sprache beglaubigt 
ist, wie sie feststellen wird, ob diese Beglaubigung 
richtig ist. Es gibt also eine ganze Reihe von sach­
lichen Einwänden, und ich hoffe, daß man hier 
nicht eine Lösung vertritt. die von manchem als 
Schikane gesehen wird. 

Ich verstehe auch manche Herren unseres Re­
gierungspartners nicht: Dieser Widerstand gegen 
das Briefwahlrecht ist irgendwo ein eingefrorener 
Posthornton, irgendwie eingealtert, eine Tradi­
tion, denn in -zig Ländern großer demokratischer 
Tradition ist dieses Briefwahlrecht seit Jahren 
Praxis. Es entspricht auch unseren demokrati­
schen Grundsätzen, Unzukömmlichkeiten gibt es 
nicht. Also ich hoffe, daß hier Klarheit geschaffen 
ist: Wir sehen diese notarielle Beglaubigung nicht 
als einen geeigneten Weg an. 

Meine Damen und Herren! Ich bedaure es. daß 
wir zu vorgeschrittener Stunde nicht länger über 
die wichtigen Probleme der Wahlrechtsreform 
diskutieren können, aber ich nehme an, daß wir 
das dann im Ausschuß tun werden, wir haben 
noch Zeit. 

Ich möchte noch einmal betonen, daß dieser 
Vorschlag, den wir von grüner Seite bekommen 
haben, sicherlich beherzigenswert und ein Beitrag 
zu einer sachlichen Diskussion ist. (Beifall bei der 
ÖVP.) 23.08 

Präsident Dr. Marga Hubinek: Zum Wort ist 
niemand mehr gemeldet. 
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Die Debatte ist geschlossen. 

Ich we i s e die Anträge 289/A und 290/A 
dem Verfassungsausschuß zu. 

Die Tagesordnung ist erschöpft; bitte bleiben 
Sie aber noch. 

Verlesung eines Teiles des Amtlichen 
Protokolls 

Präsident Dr. Marga Hubinek: Es liegt mir das 
schriftliche Verlangen von 20 Abgeordneten vor, 
die vorgesehene Fassung des Amtlichen Proto­
kolls zu Punkt 1 der heutigen Sitzung nach des­
sen Erledigung zu verlesen, damit dieser Teil mit 
Schluß der Sitzung als genehmigt gilt. Dadurch 
soll die umgehende Ausfertigung des vom Natio­
nalrat ausgehenden entsprechenden Beschlusses, 
welche gemäß § 83 der Geschäftsordnung auf­
grund des Amtlichen Protokolls erfolgt, ermög­
licht werden. 

Ich werde daher so vorgehen und verlese nun­
mehr den entsprechenden Teil des Amtlichen 
Protokolls. Ich werde mich dabei größter Eile be­
fleißigen: 

Tagesordnungspunkt 1: Die Abgeordneten Dr. 
Frischenschlager und Genossen bringen den 
Rückverweisungsantrag (Beilage 111) ein. 

Die Abgeordneten Dr. Cap, Dr. Taus und Ge­
nossen bringen den Abänderungsantrag (Beilage 
1/2) ein. 

Der Gesetzentwurf wird gemäß dem Ausschuß­
antrag in 1165 der Beilagen in der Fassung des 
Abänderungsantrages (Beilage 112) in zweiter 
und dritter Lesung mit Stimmenmehrheit ange­
nommen. 

Der Rückverweisungsantrag (Beilage I/I) wird 
abgelehnt. 

Erheben sich Einwendungen gegen die Fassung 
oder den Inhalt des verlesenen Teiles dieses Amt­
lichen Protokolls? - Dies ist nicht der Fall. 

Der verlesene Teil des Amtlichen Protokolls 
gilt daher gemäß § 51 Abs. 6 der Geschäftsord-
nung mit Schluß dieser Sitzung als 
gen e h 111 i g t. 

Die n ä c h s t e Sitzung des Nationalrates be­
rufe ich für morgen, Freitag, den 15. Dezember 
1989, 9 Uhr mit folgender Tagesordnung ein: Be­
richt des Budgetausschusses über die Regierungs­
vorlage (llOO und Zu 1100 der Beilagen): Bun­
desfinanzgesetz für das Jahr 1990 samt Anlagen 
(l150 der Beilagen). 

Zur Beratung kommen: 

Beratungsgruppe X: Öffentliche Wirtschaft 
und Verkehr und 

Beratungsgruppe XI: Finanzen sowie 

Bundesfinanzgesetz, Stellenplan, Fahrzeugplan 
und Plan für Datenverarbeitungsanlagen. 

Die jetzige Sitzung ist g e sc h los sen. 

Schluß der Sitzung: 23 Uhr 12 Minuten 

Österreichische Staatsdruckerei. 2192 9 

127. Sitzung NR XVII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 29 von 29

www.parlament.gv.at




